
Zeitung der österr . Sektion der Liga für die 5.Internationale,   Nr . 143        Mai/Juni 2006         Preis: Spende ab € 1,-

ArbeiterInnen
Standpunkt
R e v o l u t i o n       R ä t e d e m o k r a t i e      S o z i a l i s m u s

LATEINAMERIKALATEINAMERIKA

SOZIALISMUS
ODER

BARBAREI !!!

EinKontinent im
Widerstand?

www.bushgohome.at



S c h w e r p u n k t
L a t e i n a m e r i k a

Evo Morales
Präsident der Massen . . 3

Bolivien: Mit der Armee
gegen ArbeiterInnen . . 5

Chavez:
Wie sozialistisch ist er? . 7

Lehren aus Chile 1970-73 . 10

Ö s t e r r e i c h

Der BAWAG-Skandal . . . . 13

Der Besuch von US-Präsident

George Bush in Wien . . 15

Aufruf für die internationa-
listische 1.Mai-Demonstration
in serbo-kroatisch . . . . 16

I n t e r n a t i o n a l
Neue Umfrage zur irischen 
Unabhängigkeit . . . . . 17

Irland: Nationale Frage
weiterhin ungelöst . . . 18

Frankreich - Lehren für die
europäische Revolution . 20

T h e o r i e
China: Halbkolonie oder
neuer Imperialist? . . . . 22

Die letzte Seite
Wofür wir kämpfen . . . . 24

Termine . . . . . . . . . 24

Spenden für  unsere Arbe i t  b i t te  auf  unser  Konto  überweisen:BA-CA,  BLZ 12000,  KontoNr :  237.112.957.00

Impressum: Eigentümer, Herausgeber, Verleger, Druck,
Redaktion: Partei “Gruppe Arbeiterstandpunkt” (ASt),
Stiftgasse 8, 1070 Wien. Konto: 237-112-957/00, BA-CA.
Offenlegungspflicht nach §25-Mediengesetz:
Medieninhaber (Verleger) der periodischen Druckwerkes
“ArbeiterInnenstandpunkt” ist zu 100% die Partei “Gruppe
Arbeiterstandpunkt” (ASt) Amerlinghaus, Stiftg. 8, 1070
Wien. Die Partei ist von anderen Parteien und Vereinen
politisch und finanziell unabhängig. Grundlegende
Richtung des Druckmediums: Auseinandersetzung mit
historischen und aktuellen Fragen der Politik der
ArbeiterInnenbewegung.

Kontaktadresse:
Stiftgasse 8, 1070 Wien

www .arbeiterInnenstandpunkt.net
info@arbeiterinnenstandpunkt.net

Tel.: 0650/4068314

editorial / inhalt / impressum arbeiterInnenstandpunkt 143Seite 2

Das Programm der Liga
für die Fünfte Internationale:

Vom Widerstand
zur Revolution.
Manifest für
Arbeitermacht .

A5 Buch, 78 Seiten, Preis: Euro 4,-

Zu bestellen über unsere
Kontaktadresse

Leo Trotzki:
Schriften zum Imperialistischen Krieg
- Der Krieg und die Internationale (1914)
- Krieg und die IV.Internationale (1934)
- Resolution zum Antikriegskongreß des      
Londoner Büros (1936)

- Lenin und der imperialistische Krieg
- Ein Schritt zum Sozialimperialismus (1939)
- Indien im Angesicht des imperialistischen
Krieges (1939)

- “Fortschreitende Paralyse” - Die II.Interna-
tionale zum Vorabend des neuen Krieges

- Wer trägt die Schuld am Beginn des 
2.Weltkrieges

- Manifest der IV.Internationale zum imperia
listischen Krieg und zur porletarischen 
Weltrevolution (1940)

A5 Buch,     180 Seiten,     Preis: € 3,-

Globalisierung, Antikapitalismus
und Krieg
Ursprünge und Perspektiven einer
Bewegung

- Wie kam es dazu?
- Von der Antiglobalisierung zum 
Antikapitalismus: Eine Bewegung, viele 
Möglichkeiten

- Ist ein neuer Reformismus möglich?
- Vom Wunsch zur Wirklichkeit
- Stoppt den Krieg von Bush, Blair und seinen 
Alliierten!

A5 Buch,    120 Seiten,   Preis: €6,-



Obwohl die Wahlkommission fast eine
Million, zumeist indigene WählerInnen
von der Wahl ausgeschlossen hatte,
errang die Bewegung für den Sozialis-
mus (MAS) einen überwältigenden Sieg.
Mehrheiten wurden selbst in Hochbur -
gen der Opposition errungen, trotz der
feindlichen US-Regierung und einer w ei-
ßen reichen Minderheit, w elche die Me-
dien und die Öffentlichkeit bestimmten.
Die Mehrheit der Bevölkerung stimmte
für Morales und die MAS in der Hof-
fnung auf einen Kursw echsel. Sie erwar-
tet nach 20 Jahren neoliberaler Herr-
schaft und verschiedenen Präsidenten
der Elite eine komplette Neuordnung
der bolivianischen Gesellschaft, in der
heute eine kleine Minderheit im Luxus
schwelgt, während die übergroße Mehr -
heit in bitterer Armut lebt. Eine Haupt-
forderung der Massen ist die Verstaat-
lichung der einheimischen Gasindustrie,
deren Vorkommen auf einen Wert von
150 Milliarden Dollar geschätzt w erden.
Derzeit haben verschiedene Energie-
konzerne Verträge mit der boliviani -
schen Regierung. Diese Multis fördern
und v erkaufen das Gas und zahlen dafür
nur eine 18%ige Gewinnsteuer. So wer-
den die natürlichen Ressourcen des
Landes verscherbelt und die Masse der
Bevölkerung geht leer aus.
Schon zweimal, im Oktober 2003 und im
Mai/Juni 2005 gingen die bolivianischen
ArbeiterInnen, Bauern und Armen auf
die Barrikaden. Mit Großdemonstratio-
nen, Blockaden und Generalstreiks for-
derten sie die Verstaatlichung der Erd-
gasreichtümer - in beiden Fällen zwan-
gen diese revolutionären Bewegungen
die Präsidenten zum Rücktritt.
Auch andere Ressourcen wurden in die-
ser Zeit von neoliberalen Präsidenten
priv atisiert. So übernahm der US-Kon-
zern Bechtel die Wasserversorgung meh-
rerer Großstädte. Infolge dessen verdrei-
fachten sich die Preise. Dies provozierte
militante Aufstände in den Städten Co-
chabamba und El Alto, w o sich die Auf-
stände gegen Subunternehmen amerika-
nischer und französischer Multis richteten.

Morales kam ursprünglich aus der Be-
wegung der Koka-Bauern, der ,,Coca-
leros". Der Bauernbewegung geht es um
die Legalisierung des Koka-Anbaus, um
die Beendigung der Repression durch
den Staat und die USA, die Neuordnung
des Grundbesitzes und mehr politische
Rechte für die indigene Bevölkerung.
All diese Ziele sind eng mit der
Verfassungsgebenden Versammlung im
Juni 2006 verbunden. Die Massen wollen
eine radikale Veränderung des boliviani -
schen Staates, ein Ende des korrupten
und antidemokratischen Systems herbei-
führen und ihre eigenen politischen und
ökonomischen Forderungen umsetzen.
Das Problem dieser Bewegung könnte
die neue Regierung werden, da diese eh-
er an einer Allianz mit der nationalen
und internationalen Bourgeoisie interes -
siert scheint, als an einem offenen Bruch.
Der Vize-Präsident der MAS, Garcia
Linera, sagte dies nach der Wahl ganz
offen: ,,Wir müssen feststellen, dass Bo-
livien auch in den nächsten 50-100 Jah-ren
ein kapitalistisches Land sein wird."
Morales und seine Partei werden keine
sozialistische revolutionäre Politik v er-

folgen, noch die Forderungen der Ar -
beiterInnen und Bauern tatsächlich um-
setzen. Morales sprach eher von einer
symbolischen Verstaatlichung der Gas-
vorkommen. Er will Neuv erhandlungen
mit den Konzernen aufnehmen - verbun-
den mit dem Versprechen an das Kapital,
dass Verstaatlichung nicht automatisch
Enteignung oder Ausbeutung bedeuten
müsste. So äußerte sich Morales gegen-
über Wirtschaftsvertretern auf seiner
Spanien-Reise.
Wie berechtigt Skepsis ist gegenüber
Morales ist, zeigte auch seine außenpoli-
tischen Rundreise in Lateinamerika und
Westeuropa im Januar. So erklärte er vor
brasilianischen UnternehmerInnen:
"Unsere Regierung wird nicht nur das
Privateigentum respektieren. Wir werden
garantieren, daß die privaten Anleger ihre
Investitionen wiedererlangen. Und sogar das
Recht haben, Gewinne zu erzielen."
Gerade für die brasilianischen Konzerne
ist das von großer Wichtigkeit, kontrol -
liert doch Petrobras rund 14 Prozent der
Gasförderung des Landes und verfügt
praktisch über ein Monopol der
Raffinierung in Bolivien.
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Neuerlicher W ahlsieg eines linken Kandidaten

Evo Morales: Ein Präsident der Massen?
von Dave Ellis, www.workerspower.com

Die Wahl von Evo Morales als Präsident zeigt den tiefen Wunsch derBevölkerung nach einem radikalen Wechsel.
Dies wird auch im Wahlergebnis deutlich. Morales erlangte 54% derStimmen, sein bürgerlicher Opponent Jorge
Quir oga kam nur auf 29% der Stimmen. Was können wiruns nun von ihm erwarten?Wird er ein Präsident der
Massen, derProletarierInnen, Bauern, Indigenen und derstädtischen und ländlichen Armut, oder setzt dererste
indigene Präsident des Landes einen neoliberalen Kurs weiter, verrät seine Anhängerschaft und folgt dem Weg des
brasilianischen Präsidenten Lula: hin zum Sozialabbau gepaart mit linker Rhetorik.

,,Stop Bush!”: Weltklassekicker Diego Maradonna & Morales



Auch Spanien und Frankreich verfolgen
massiv Interessen im Andenstaat. Die
spanische Regierung erließ daher einen
großen Teil der Auslandsschulden
Boliviens, Chirac lobte die Demokrati-
sierung unter Morales und auch China
will massiv inv estieren.
Die Art v on Verstaatlichung, die Morales
im Sinn hat, verstaatlicht das Gas unter-
halb der Erde, d.h. vor dessen Förderung
- sobald es dann gefördert ist, steht es
den internationalen Konzernen frei, das
bolivianische Gas zu verarbeiten und zu
verkaufen. Im Wahlkampf in Cocha-
bamba versprach Morales den Massen:
,,Wir nehmen unser Land wieder in Besitz,
wir verstaatlichen die natürlichen Ressour-
cen unseres Landes."
Solche Tricks sind typisch für einen klas -
sischen Linkspopulisten. Schöne Parolen
für die Massen und die Versicherung des
Gegenteils in den Hinterzimmergesprä-
chen mit der Bourgeoisie.
So will Morales auch nicht die
GroßgrundbesitzerInnen, die ,,Latifun-
distas" enteignen. Nur kleine Reformen
für den Kauf v on unbenutztem Farm-
land für Kleinbauern w erden angekün-
digt, während es w eiterhin keine Lösung
für die Massen der landlosen Bauern
gibt. Diese Lösung aber ist nur durch die
Enteignung des Großgrundbesitzes mö-
glich - nicht nur , weil die zu verteilende
Landmenge sonst viel zu klein wäre,
sondern auch, weil die kleinen Bauern
sonst sofort wieder nieder konkurriert
werden würden.
Auch in der neoliberalen Gesetzgebung
ist kein Wechsel von Morales zu erwar-
ten. Diese Staatspolitik trieb in den letz-
ten 20 Jahren schon Millionen Bolivi-
anerInnen in die Armut. V or der Wahl

gab Morales ein Interview, worin er fest-
stellte: ,,Wenn ich gewählter Präsident bin,
muss ich leider die neoliberalen Gesetze
akzeptieren. Einige Änderungen kann ich per
Erlass, wiederum andere im Parlament
durchbringen, aber ich kann 20 Jahre neolibe-
rale Gesetzgebung nicht mit einem
Handstreich beseitigen."
Zw ar hat Morales die Einberufung einer
Verfassungsgebenden Versammlung für
den Juni versprochen, doch deren Zu-
sammensetzung wird v on derselben
Wahlkommission bestimmt, die sich
schon bei den Wahlen außer Stande gese-
hen hatte, die Beteiligung der indigenen
und armen Bevölkerung Boliviens zu
sichern.
Mit einer Politik v on Versprechungen an
die Massen und gleichzeitige Zuge-
ständnisse an internationale Investoren
und Sektoren der nationalen Bourgeoi-
sie, hoffen Morales und die MAS zwi -
schen den widerstrebenden Klassen-
kräften des Landes ausgleichen zu kön-
nen. Eine solche Politik wird notw endi-
ger Weise in den kommenden Monaten
oder Jahren vor massive Zerreißproben
gestellt werden - sie es durch konterre-
volutionäre Unternehmenungen der

USA und der Reaktion im Landesinne-
ren, sie es durch die Forderungen der Ar -
beiterInnen und Bauern.

Linke Opposition

Eine kleine, aber wichtige Gruppe radi -
kaler, subjektiv revolutionärer Aktivist-
Innen, welche die Proteste im Jahr 2005
angeführt hatten, ist sich dieser Absich-
ten von Morales bewusst. Diese Grup-
pen trafen sich zu einer Konferenz vor
den Wahlen in El Alto. Als Ergebnis
wurde das Ende der Waffenruhe seit
dem letzten Generalstreik verkündet.
Gleichzeitig wurde festgestellt, dass
,,kein Kandidat, der die Wahl gewinnen
könnte, tatsächlich die Ressourcen verstaat-
licht" . Außer dem Ruf nach Verstaat-
lichung v on Öl und Gas ohne Entschä-
digung und nach einem ,,politischen In-
strument für die Arbeiterklasse"konnten
diese Gruppen aber keine eigenständige
Mobilisierung für die W ahl betreiben
und folgten daher Morales. Hierin zeigt
sich ein grundlegendes Problem. Ohne
die Formierung dieser Av antgarde-
schichten zu einer revolutionären Arbei-
terInnenpartei w erden die besten Ab-
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Viele Linke halten die kri -
tische Unterstützung Mo-
rales für richtig. Einige
argumentieren, w enn
Morales und die MAS
ihre Schwächen nach der
Wahl aufzeigen würden
und die Unmöglichkeit
einer Veränderung durch
Wahlen offenbar wäre,
stünde dann der revolu-
tionäre Weg offen. Wie-
der andere argumentie-
ren, die breite Unterstütz-
ung gerade unter der in-
digenen Bevölkerung br -
ingt Morales den Sieg
und aufgrund der Feind-
schaft der einheimischen
Bourgeoisie und des US-
Imperialismus gegenüber
Morales, sei es für die Re-
volutionärInnen nötig, die-
se Bewegung zu unterstützen.
Beide Argumentationen
sind falsch. Entscheidend
für die aktuelle Situation
in Bolivien ist, dass die
organisierte ArbeiterIn-
nenschaft zusammen mit
der Bauernschaft und

den städtischen Armen
die Macht übernimmt
(respektive darauf vorbe-
reitet, diese Chance in
kommenden revolutionä -
ren Krisen zu ergreifen).
Dies bedeutet: Konflikt
mit der herrschenden
Klasse, der einheimi-
schen wie der internatio-
nalen. Über allem steht
daher die politische und
organisatorische Unab-
hängigkeit und Stärke
der ArbeiterInnenklasse.
Dazu kann die MAS nicht
dienen, sie ist kein politi -
scher Arm der Arbeiter -
Innenklasse. Ihr Ziel ist
eine breite Allianz aller
gesellschaftlicher Klassen
- die Volksfront. Dies be-
deutet eine Unterordnu-
ng der ArbeiterInnen-
klasse innerhalb der MAS
und auch die Ziele der Ar -
beiterInnenbewegung wer-
den denen der herrschen-
den Klasse untergeordnet.
Die fortgeschrittensten
ArbeiterInnen haben dies

bereits erkannt, aber ihre
syndikalistischen Vorur -
teile noch nicht überwun -
den und v.a. deshalb
auch noch keine unab-
hängige Partei der Arbei-
terInnenklasse gegründet.
RevolutionärInnen hät -
ten daher nicht zu einer
kritischen Unterstützung
von Morales aufgerufen.
Nun ist es überlebens-
wichtig, dass die Ge-
werkschaften nicht in
eine Regierung der MAS
eintreten. Revolutionär -
Innen müssen jetzt dafür
kämpfen, dass keine ihrer
Organisationen oder ihre
Führer in die (bürgerli -
che) Morales-Regierung
gehen. Der Kampf der re-
volutionären Bew egung
für die V ergesellschaf-
tung der Ressourcen muss
weiter gehen, der Populis-
mus von Morales und der
MAS können nur durch
eine kampfstarke revolu-
tionäre Bewegung ent-
larvt w erden.

Hätten RevolutionärInnen
für Morales gestimmt?

Fidel Castro & Morales



sichten immer wieder im Opportunis-
mus enden müssen.
Die revolutionären Kräfte müssen nun
die ArbeiterInnen und Bauern w eiter
organisieren, damit sie Morales zwingen
können, seine Wahlversprechen anzuge-
hen. Die Gasfelder, die Gasleitungen und
die Produktion müssen v ergesellschaftet
werden und unter Kontrolle der Arbeiter
stehen! Die internationalen Konzerne
haben schon genug Profit aus Bolivien
mitgenommen - diese Vergesellschaf-
tung muss bei allen priv atisierten Gütern
und Ressourcen greifen. Gleichzeitig
muss der Großgrundbesitz zerschlagen
werden und das Farmland an Vereini-
gungen und Komitees der Bauern über-
geben werden. All dies muss mit Mas-
senmobilisierungen unterstützt w erden -
Streiks, Besetzungen, Blockaden.
Die Verfassungsgebende Versammlung
muss die Herrschaft der alten Eliten end-
gültig brechen und die außenpolitische
Hörigkeit gegenüber den USA beenden.
Die Zusammensetzung der Versam-
mlung muss durch die Kräfte der rev olu-
tionären Bewegung zur Verstaatlichung
von Ressourcen und des Landes be-
stimmt sein. Alle Versuche, diese Kräfte

oder die Armen und Indigenen v on der
Versammlung auszuschließen, müssen
auf den schärfsten Protest der
ArbeiterInnen und Bauern stoßen.
In einer Erklärung der MAS zur
Versammlung steht: ,,Die Versammlung
soll erreichen, dass die Kontrolle über die
Ressourcen wieder in die Hände des Staates
übergeht und der Nutzen der gesamten
Bevölkerung zugute kommt."
An dieses Versprechen müssen die
RevolutionärInnen die V ertreter der
MAS immer wieder erinnern, denn
wenn die Versammlung nicht zu diesen
Ergebnissen kommt, müssen die
ArbeiterInnen und Bauern den Kampf
um die Vergesellschaftung weiterführen
und für eine rev olutionäre konstituieren -
de Versammlung kämpfen!
Diese muss sich auf Räte stützen: auf
Räte der ArbeiterInnen, der Kleinbauern,
der Armen in den Städten und der einfa -
chen SoldatInnen. Dazu müssen sie
ArbeiterInnen- und Bauernmilizen auf -
bauen, um die Räte zu verteidigen. Ent-
scheidend aber ist die Bildung einer Ar -
beiterregierung, die sich auf die Macht
der Räte und der Milizen stützt. Nur eine
solche Regierung kann real in der Lage

sein, die Wünsche und Hoffnungen der
Massen in Bolivien zu erfüllen.
Kritische, revolutionäre ArbeiterInnen
müssen wissen, wie sie ihre Taktik
anwenden können, um Morales heraus
zufordern, ihn als V erteidiger der bür -
gerlichen kapitalistischen Ordnung zu
entlarven und seine UnterstützerInnen
für eine revolutionäre Bewegung zu ge-
winnen. Im Moment w artet die Mehrheit
der ArbeiterInnen und Bauern noch, ob
ihre Ziele unter der Regierung Morales
verwirklicht w erden können. Ihre Er-
wartungen werden schnell betrogen sein.
Dass einige Teile der Gewerkschaften die
Begrenztheit der Politik v on Morales ver-
standen haben, ist ein gutes Zeichen,
kann aber nur ein Beginn sein. Revolu-
tionäre ArbeiterInnen, w elche die Ein-
sicht in die Notw endigkeit des Sturzes
des Kapitalismus gewonnen haben, müs-
sen einen Schritt weiter gehen - sie müs-
sen eine revolutionäre ArbeiterInnen-
partei aufbauen. Sie müssen Taktiken
und Strategien entwickeln, um andere
Teile der Bevölkerung anzusprechen, v.a.
die Armen in Stadt und Land.
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Ende März brachen Polizei und Armee
einen Streik der Angestellten von Lloyd
Aero Boliviano (LAB) am Flughafen v on
La Paz und Blockaden an den Flughäfen
von Cochabamba, Santa Cruz and Tarija.
Die Angestellten von LAB streikten um
den 50%igen Anteil v on Unternehmens-
präsident Ernest Asbun zu v erstaatli-
chen. Die Streikenden meinte, Asbun sei
korrupt und würde das Unternehmen
Bankrott wirtschaften, um es billig v er-
kaufen zu können. In Cochabamba brach
die Armee die Blockade der Landepiste
unter der Benützung v on Tränengas und
verhaftete Protestierende. Einer der Ver-
hafteten, Oscar Olivera, ist ein Führer
der sozialen Proteste in diesem Gebiet
und arbeitete gemeinsam mit Morales im
siegreichen Kampf gegen die
Privatisierung der Wasserreserven.

Menschen, nicht Zahlen!

Der Radiosender von La Paz, Gigavision,
sendete Olivera live vom Flughafen, der

Morales und seinen Vizepräsidenten,
Alv aro Garcia, aufforderte "sich nicht nur
um Zahlen, sondern auch um Menschen zu
kümmern". Trotz der Repressionen
kamen Streikende und Unterstützer -
Innen im laufe des Tages wieder zurück
zum Flughafen und setzten die Blockade
fort. ArbeiterInnen in Cochabamba droh -
ten sogar mit einem Generalstreik am
5.April in Unterstützung der Blockade
am Flugfeld, w elcher nur aufgrund v on
Versprechen von Seiten der Regierung
abgesagt wurde.
Morales' Konzession ist es, Asbun zu
erlauben, seinen Anteil an die
Angestellten zu verkaufen. Dies ist weni-
ger als ihre Forderung nach Verstaat-
lichung. Diese wurde aber von Morales
abgelehnt, da er behauptete, das Unter-
nehmen sei zu korrupt. Das heißt, laut
Regierung sei das Unternehmen zu
schlecht geführt worden um es zu ver-
staatlichen, aber gut genug um es an die
ArbeiterInnen zu v erscherbeln!
Warum sollten ArbeiterInnen ihre eige -

nen Ersparnisse aufbrauchen, um das zu
kaufen, was ihre eigenen Hände produ-
ziert haben? Warum soll ein korrupter
Millionär nicht nur sie ausbeuten, son -
dern auch Entschädigung bekommen,
wenn er aufhören soll seine Angestellten
auszusaugen? Der "Präsident der
Armen", der normalen Menschen, der
Führer der Bewegung zum Sozialismus
(MAS) verdeutlicht uns also, dass er der
Beschützer der Geschäftsbücher der
Reichen ist - und kein Sozialist.
Die Flughafenangestellten waren die
Vorhut der Kämpfe der letzten Zeit,
inklusiv e den Ereignissen im letzten
Jahr. Als Morales letzten Februar an die
Macht kam, gaben die LAB-Angestellten
ihm ein enthusiastisches Willkommen.
Sie markierten auch seine Präsident-
schaft als sie für höhere Löhne und der
Erhaltung ihrer P ensionen streikten
nachdem Asbun w egen Misswirtschaft
der Pensionsgelder verklagt wurde. Mo-
rales antwortete hingegen den Forder-
ungen der Streikenden damit, dass er

Die Massen müssen Morales und den bürgerlichen Staat besiegen!

Morales schickt Armee um Str eik zu brechen
Fifth International Newswire, www.fifthinternational.org

ArbeiterInnen einer nationalen bolivischen Fluglinie hatten ein böses Erwachen ob des Klassencharakters von
Präsident Evo Morales und seinerRegierung. Tr otz seiner ständigen populistischen Rhetorik agiert er wie ein
Kapitalist. Genauso wie Lula in Brasilien und trotz seinerWurzeln in derArbeiterInnenklasse und ihrer Bewegung,
bricht er Str eiks und entschädigt erdie Reichen - erregiert für die Kapitalisten!



Senator Angel Zabello mit dem Auftrag
betraute, die Streiks zu beenden und den
Betrieb der Fluglinie am laufen zu hal -
ten. Asburn jedoch bekam seine Macht
nach einem Gang zum Obersten
Gerichtshof wieder zurück. Es w ar diese
Entscheidung des Gerichtes, die die den
Funken zu der letzten Welle von Streiks
und Blockaden überschwappen lies.

"Zurückgeben, was dem V olk gehört!"

LAB wurde v or zehn Jahren zur Hälfte
priv atisiert - euphemistisch genannt als
"Kapitalisierung" - gemeinsam mit ande -
ren Industriezw eigen in der Telekom-
munikations- und Gasbranche. Eine der
Hauptforderung der Menschen, die Mo-
rales an die Macht brachten, also seine
soziale Basis, ist, all dieses verscherbelte
Eigentum zurückzunehmen, insbeson-
dere die riesigen Gasvorkommen. Oli-
vera meinte in seiner Radiosendung vom
Cochabamba-Flughafen: "Was Evo Mora-
les Aufgabe ist, ist es die Kapitalisierung zu
stoppen, ein für alle mal, und dem boliviani-
sche Volk das zurückzugeben, was ihm recht-
mäßig gehört."Aber seine Taten im Zuge
der Arbeitskämpfe bei LAB zeigen, dass
Morales kein Interesse hat etwas Der-
artiges zu tun.
Neulich erzählte er der britischen BBC
(ob zynisch oder pathetisch spielt keine
Rolle), dass er sich als "Gefangener des
Neoliberalismus"fühle und, dass er auf
die Verfassungsgebende Nationalver-
sammlung w arte, um ihm zu ermögli -
chen, Gesetze zu machen, die im Inter-
esse der Armen seien. Aber er kam an
diese Position, gewann die Wahlen, we-
gen der großen revolutionären Erhebung
im Juni 2005, welche das alte Regime der
Elite in Bolivien v on der Macht vertrieb.
Er spielte auch eine führende Rolle
darin, diesen Moment zu v ereiteln und
die Revolution v erstreichen zu lassen,
die die ArbeiterInnen und armen Bauern
an die Macht befördern hätte können.
Nun, ein williger Gefangener in der der
Zw angsjacke des kapitalistischen Staates
seufzt und ächzt er, was er nicht gerne
alles für die Armen machen würde.

Die Verfassungsgebende
Nationalversammlung

Während eine Verfassungsgebende Na-
tionalv ersammlung ein machtvolles
Werkzeug sein kann um privilegierte E-
liten, KapitalistInnen, die korrupte Büro-
kratie und eine undemokratische Verfas-
sung wegzuwischen, können die Massen
nicht mehr w arten, dass ihnen ein Zeit-
plan für Reformen gebracht wird. Die
Frage ist, wer die Nationalv ersammlung
einberufen würde, w er sie kontrollieren

würde, w er die Gesetze und Paragra-
phen formulieren würde, und natürlich
wer sie durchsetzen würde. Falls die
Antw ort auf all diese Frage die Arbeiter -
Innenklasse, die armen Bauern und die
indigene Bevölkerung v on Bolivien ist,
dann könnte auch die Verfassungs-
gebende Nationalversammlung eine re-
volutionäre Rolle spielen. Aber falls die
Massen ihre Mobilisierung beenden,
würde die V ersammlung unter der
Federführung des Obersten Gerichts-
hofes, der Polizei und der Armee abge-
halten werden: unter der Kontrolle des
bürgerlichen Staates. Nur einer Verfas-
sungsgebenden Nationalversammlung,
geführt v on den Organisationen des Pro-
letariats und der kämpfenden Armut -
der COB-Gewerkschaft, der Fejuve und
der Jugendorganisationen - wird es
gelingen die Schlüsselfragen zu debattie-
ren und schließlich auch zu lösen: wer
die riesigen und reichen Naturressour -
cen des Landes besitzen soll, wem das
Land und die Fabriken gehören sollen,
wem die Kommunikationsmittel und der
Handel, w er die Aufgaben ausführen
soll, die die Bedürfnisse der ArbeiterIn-
nenklasse befriedigen, etc.
Aus diesen Gründen muss das Prole-
tariat gemeinsam mit der ländlichen und
städtischen Armut ihren Kampf um
Land, Vergesellschaftung und für radi -
kale Verbesserung der Gesundheitsvor-
sorge, Bildung und des Wohnbaus wei-
terführen. Sie müssen eine Verbindung
zwischen den Kämpfen für soziale und
wirtschaftliche Reformen und den Ko-
ordinationen der Kämpfe schaffen, wie
sie im letzten Jahr etwa in El Alto mit der
Etablierung des ersten ArbeiterInnen-
und Bauernrates geschahen. Dieser Rat
muss wieder zusammengerufen werden
und das organisierte Zentrum der Käm-
pfe gegen die korrupte herrschende Kl-
asse von Bolivien und den multinationa -
len Konzernen werden.

Die Notwendigkeit
für die revolutionäre Partei

Aber die ArbeiterInnen und Bauern
benötigen auch eine politische Alter -
native zu Morales und der MAS, w elche
eine Allianz unterschiedlicher Klassen in
der Gesellschaft ist, inklusive der Bosse.
Die Liga für die 5. Internationale ist der
Meinung, dass ArbeiterInnen und
Bauern nicht Morales wählen hätten dür -
fen; anstatt dessen hätten die sie den
Weg des Kampfes bestreiten müssen und
die Wahlen dazu benützen, eine revolu-
tionäre Partei aufzubauen, die wirklich
gegen das Kapital und für eine
Regierung kämpft, die für die Mehrheit
und nicht die kleine Minderheit regiert.

Die Notw endigkeit einer solchen Partei
wurde augenscheinlich, als die COB in
den revolutionären Tages des Mai und
Juni 2005 dazu aufrief ein "politisches
Instrument" zu formieren. Dennoch führ -
te die verwaschene, unklare Formulie-
rung dazu, dass nicht geschah und, als
ein Resultat dessen, wurde Morales der
Kandidat - eigentlich - der Linken und
der unterdrückten indigenen Mehrheit.
Trotz seines verräterischen Handelns im
Streik der LAB-Angestellten, genießt
Morales noch immer die Unterstützung
der Mehrheit v on ihnen. Sie sind jener
Teil der Bevölkerung, jener die he-
roischen Kämpfe gegen neoliberale Pri-
vatisierung und Einsparungen führten,
die 2001 begannen und seitdem ununter-
brochen weiter gehen. So lange diese der
Fall ist, die Illusionen an Morales also
noch bestehen werden Revolutionär -
Innen nicht müde w erden, Morales auf-
zufordern, dass er endlich seine neolibe-
ralen Ketten sprengen, die ihm vom Im-
perialismus angeblich auferlegt wurden.
Als ersten Schritt kann er die bürgerli -
chen VertreterInnen aus seinem Kabinett
entfernen, er kann als einen großen
Schritt die Bedürfnisse der Armen auf
Kosten der Reichen versuchen zu befrie-
digen, er kann die Gas- und Ölverkom-
men vergesellschaften, er kann das Land
der LatifundienbesitzerInnen auf die
Bauern aufteilen, er kann die Massen
bewaffnen. Falls er nicht diese Schritte,
oder wenigstens einen davon setzte,
könnte er mit der enthusiastischen
Unterstützung und Mobilisierung der
ArbeiterInnen und Bauern für diese
Forderungen konfrontiert w erden.
Zusammengefasst muss also gesagt wer-
den, dass die ArbeiterInnen und Bauern
dem Beispiel der LAB-Streikenden fol -
gen müssen und den Kampf wieder
beginnen sollten. Auf jeden Fall müssen
wir als RevolutionärInnen aber w arnen,
dass Morales und die MAS einer solchen
wieder erstarkten revolutionären Bewe-
gung ihren entschiedendsten Wider-
stand entgegensetzen würden, und dass
das Proletariat Boliviens in einem derar-
tigen Prozess ihre eigene Partei unbe-
dingt benötigt. Eine solche Partei, veran-
kert in der ArbeiterInnenklasse und der
ländlichen Armut und Bauernschaft
würde gegen die Regentschaft von
Morales und gegen die Bosse gleichsam
kämpfen. Es würde dafür kämpfen, die
bürgerliche Armee, die Polizei und
schließlich den bürgerlichen Statt hin-
wegzufegen und für die Etablierung
eines Staates geschützt auf die
ArbeiterInnen- und Bauernräte.
Übersetzung:
Dieter Reinisch, dieter .reinisch @
arbeiterInnenstandpunk t.net
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Chavez kam mit dem Versprechen, die
Korruption abzuschaffen, an die Macht.
Diese wurde in Venezuelas politischem
Leben von zwei bürgerlichen Parteien,
der Action Democractica (AD) und den
Christdemokraten (Copei), symbolisiert,
welche jedes Mal die Staatskassen plün-
derten, wenn sie an der Macht waren.
Chavez versprach eine neue und demo-
kratischere Verfassung, einer Fünften
Republik, eine gerechtere Verwendung
der Öl-Einkünfte der v erschiedenen Re-
gionen durch eine stärkere Verteilung
dieser zu den Armen hin (40% der Bevöl-
kerung lebte in schwerer Armut, 80% be-
kommen den Mindestlohn oder w eni-
ger) und eine reformierte W irtschaft,
welche Landwirtschaft und Industrie im
Landesinneren entwickeln sollte, w o-
durch die Landflucht aufgehalten und eine
ausschließliche Konzentration der Wirtschaft
auf die Öleinkünfte beendet w erden sollte.
Einer seiner Helden ist Simon Bolivar,
der lateinamerikanische Nationalist der
im 19. Jahrhundert den Unabhängig-
keitskampf gegen Spanien anführte.
Chavez nennt seine Bewegung "boliv a-
risch", sein Ziel ist, die Länder Latein-
amerikas zu vereinigen, und zw ar gegen
die Vereinigten Staaten und deren Ver-
such, auf dem Kontinent durch den In-
ternationalen Währungsfond (IMF) und
das amerikanische Freihandelsabkommen
neoliberale Interessen durchzusetzen.
In anderen Worten: Chavez war ein
reformistischer Nationalist, einer mit
einem nur vagen politischen und wirt -
schaftlichen Programms - der für eine
Weile mit der Bezeichnung des "dritten
Weges" von Schröder und Blair belegt
worden war. Er kam nicht als Führer
einer organisierten Partei an die Macht,
sondern vielmehr als eine populistische
Figur, welche Verbesserungen für die
Armen und ein Ende v on Armut und
Korruption v ersprach. Sein politisches
Vehikel, die Bewegung für die Fünfte
Republik (MVR), w ar eine zusammenge-
schusterte Koalition verschiedener links-
gerichteter und reformistischer Parteien.
Bezüglich seiner Formen hat er dahinge-
hend Wort gehalten, dass er den Staat
demokratisierte und Maßnahmen gegen

die korruptesten Richter , Politiker und
Polizisten durchsetzte. Er hat mit der
Hilfe v on 20.000 kubanischen Ärzten
Krankenhäuser in den Slums errichten
lassen, kostenlose Ausbildung für hun -
derttausende Kinder und Erw achsene
eingeführt und tausende Acker Land zu
den armen Bauern umverteilt.

"Den Kapitalismus überwinden"?

Im Frühjahr 2005, in einer an das World
Social Forum (WSF) gerichteten Rede in
Brasilien, erklärte sich Chavez als Sozia-
list. "Jeden Tag werde ich überzeugter, dass es
notwendig ist, den Kapitalismus durch den
Sozialismus zu überwinden, durch wahren
Sozialismus, mit Gleichheit und Gerechtigkeit."
Aber w as zählt ist nicht, was die Führer
von Parteien behaupten zu sein, sondern
was sie tun, was für ein Programm sie
umsetzen.

Die geistigen V erwirrungen
der Funke-
Strömung

Die Bewertung
der revolutionä -
ren Per-iode in
Venezu-ela und
ihres Führers
v e r u r s a c h t e
Ve r w i r - r u n g ,
selbst un-ter
denen, die sich
als Marxist-
Innen oder Tro-
tzkistInnen be-
zeichnen. Die In-
ternational Marx-
ist Tendency
(IMT), in Öster -
reich vertreten
durch die zentri -
stische Orga-
nisation Funke,
initiierte mit der
ihnen angehöri-
gen Gruppe in
Venezuela, der
Revolut ionary
Marxist Current

(RCM), eine "Hände weg von
Venezuela"-Kampagne (Hands off Ve-
nezuela). Einer ihrer Führer, Alan
Woods, ist ein regelmäßiger Besucher
des Landes und traf Chavez bereits im
Präsidentenpalast.
Das IMT sammelte eine Reihe von
Artikeln ihrer W ebsite www.marxist.
com in einem Buch. "Die Venezuela-
nische Revolution: Eine marxistische
Perspektive" (The Venezuelan Revoluti-
on: a Marxist Perspective). Geschrieben
zwischen 2002 und 2005,gibt es einen
guten Einblick in die Politik dieser Tendenz.
Die Artikel v erweisen richtigerweise auf
die Rolle der Massen als die führende
Kraft, die Regierung nach links zu drü k-
ken. Bei jedem entscheidenden Zeit-
punkt seit 1998 waren es die Hiebe der
Konterrev olution, und die Antw ort der
Massen, welche Chavez ermutigten zu
radikalere Maßnahmen zu greifen.
Während dem versuchten Staatsstreich
des April 2002, als Chavez eingesperrt
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Große Teile der Linken jubeln ihm zu, doch…

Wie sozial ist isch ist  Chavez?
von Stuart King, www.workerspower.com

1998 wurde Hugo Chavez zum Präsidenten von Venezuela gewählt und 2000 untereiner neuen Verfassung bestä-
tigt. Er überlebte einen Militärputsch im April 2002, einen zwei Monate andauernden Generalstreik der Bosse, der
Ende 2002 gestartet wurde, und er ging siegreich aus einem Volksbegehren, das im August 2004 um ihn zu entfer-
nen gestartet worden war, hervor. Während diesen hektischen sechs Jahren hat sich Hugo Chavez, derehemalige
Oberst eines Fallschirmjägerbataillons, verändert.

Auch Chavez sieht sich gerne in derUmgebung von Castro.
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war, waren es die Massen, organisiert in
Bolivarianischen Zirkeln, die die Straßen
eroberten und der Präsidentengarde und
dem Fallschirmtruppen-Regiment Mut
machten, sich gegen die Putschisten auf-
zulehnen. Während der Aussperrungen
der ArbeitgeberInnen, übernahmen viele
ArbeiterInnen die leeren Fabriken, wäh -
rend Eltern v on Lehrern verlassene
Schulklassen wieder öffneten.
Das Problem ist, dass der IMT diese
Entwicklungen in ein Schema zu pressen
versucht, einem "revolutionären Pro-
zess", in welchem Chavez und der linke -
re Teil der Boliv arianischen Bewegung,
in Abw esenheit einer revolutionär -mar-
xistischen Partei, das Instrument der
sozialistischen Revolution w erden könn-

te. Uns wird sagt: "In der Abwesenheit
einer marxistischen Massenpartei, haben
sich die Kräfte der Revolution um Chavez
und die Bolivarische Bewegung gescharrt."
(S.68) Eine Analogie mit der P ortugiesi-
schen Revolution v on 1975 wird ge-
macht, wo eine Bewegung linker Of-
fiziere, die MFA, die Caetona-Diktatur ü-
berwand. Ted Grant, ein historischer
Führer der Militant-Strömung und nun,
nach der Abspaltung, der IMT , wird an-
erkennend von Woods zitiert: "In einer
verdrehten Version der permanenten Re-
volution wird diese Unteroffizierskaste - für
eine Periode - der unbewusste Agent der Ge-
schichte,getragen durch die notwendige Auf-
gabe der Neuordnung der Wirtschaft." (S.76)
Woods und Grant stehen in der Tradition

der Vierten Internationale (VI) der spä -
ten 1940er Jahren, welche den stalinisti-
schen Führer Jugoslawiens, General Tito,
als "unbewussten Trotzkisten" bezeich-
nete. Diese Perspektive mündete bei
einer führenden Figur der IV . Internatio-
nale, Michel Pablo, dazu, Regierungs-
berater des algerischen Präsidenten Ben
Bella zu werden, eines links-nationalisti -
schen Staatschefs der 1960er Jahre.

"Venezuela nicht mehr unter der
Kontrolle der Bourgeoisie" ??

Woods folgend, ist Chavez in der Lage,
einem solchen Weg zu folgen, weil "in
Wirklichkeit der Venezuelanische Staat nicht
mehr von der Bourgeoisie beherrscht wird".
(S.70) Er argumentiert, dass der Staat,
genauer gesagt seine "bewaffneten Kör-
per" - Armee, Polizei, etc. - nicht mehr
unter der Kontrolle der Bourgeoisie sei.
Er hat unter Chavez ein großes Ausmaß
an Unabhängigkeit erw orben, er wurde
ein bonapartistischer Staat - er hat "sich
selbst über die Gesellschaft erhoben",
wie Marx sagen würde. Was Woods und
die IMT v ergessen, oder besser gesagt
unter den Tisch fallen lassen, ist, dass
selbst wo dies der Fall ist, der Staat und
seine bewaffneten Körper nach wie vor
eine Reihe von Eigentumsverhältnissen
verteidigen, in diesem Fall ein kapitali -
stisches Venezuela.
Es sei aber nicht unter der Kontrolle der
Bourgeoisie, weil "eine Abteilung der
Arme zur Bolivarianischen Revolution über-
gegangen ist. Diese beinhaltet die überwälti-
gende Mehrheit der Soldaten, Unteroffiziere,
aber auch eine signifikante Zahl von
Offizieren". (S.117) Das ist nicht nur eine
Übertreibung, W oods verabsäumt auch
zu sagen, dass die Bolivarianische
Bewegung selbst, und insbesondere ihr
Führer Chavez gar nicht danach trach-
ten, den Kapitalismus zu überwinden.
Wie oft und wie sehr auch immer er sich
für einen Sozialisten erklären möge:
Chavez' Handlungen und die Politik der
Regierung waren auf das reformieren
des Kapitalismus mit Landreformen, auf
ziemlich kleine Beschränkungen der
Bewegungen des Kapitals und nur das
Nationalisieren (d.h. unter Chav ez:
Aufkaufen) kapitalistischer Betriebe,
welche bankrott wurden, beschränkt.
Keine Versuche wurden gemacht, aus-
ländisches Kapital zu enteignen oder die
Banken zu vergesellschaften. Tatsächlich
war Chavez, verglichen mit der MF A
1970 in Portugal oder den Sandinisten
der 1980er Nicaraguas, weitaus gefälli-
ger zu priv atem und ausländischem
Kapital als diese. 
Trotz der Entfernung einiger w eniger
reaktionärer Generäle die in den Putsch

Die Massen stehen noch hinterChavéz. W ie lange abernoch?
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2002 verwickelt w aren, wird die Armee,
solange sie ihre Hierarchie und ihre
Kommandoketten beibehält, w eiterhin
eine Kraft die den Kapitalismus v ertei-
digt bleiben. Tatsächlich gibt es regelmä-
ßig und fortwährend V orfälle, w o
Offiziere der Armee und PolizistInnen
auf Seiten von LandbesitzerInnen gegen
Bauern und die ländliche Armut, w elche
versuchen Land zu beschlagnahmen,
kämpfen, und Fälle, w o sie mit von
Landherren organisierten faschistischen
Todesschwadronen zusammenspielen.
Alan Woods Glaube, dass Hugo Chavez
das "unbewusste Instrument"sein kann,
durch w elches eine revolutionäre
Veränderung in Venezuela stattfinden
könne, führt zu enormem Opportunis-
mus, wenn es um das Behaupten von
Unabhängigkeit und Kritik an der Re-
gierung geht. In einer Situation, w o Cha-
vez vom Imperialismus, speziell den
USA oder von heimischen Konter-
revolutionärInnen unter Druck steht
oder gar angegriffen wird, müssen rev o-
lutionäre MarxistInnen auf jeden Fall an
der Seite der Bolivarianischen Bewegung
gegen jede Form von antidemokratische
Aktionen oder Sabotageakten kämpfen.
Aber die Grenze zu überschreiten, einer
solchen Regierung politische Unterstüt-
zung zu gewähren, zu scheitern ihre
Schwächen zu kritisieren, oder schlim-
mer noch, Illusionen in die Entschlos-
senheit ihrer FührerInnen zu säen, heißt
die Interessen der Massen zu verraten.
Im Januar 2005 erklärte Woods: "Präs-
ident Hugo Chavez hat lückenlos einen treff-
sicheren revolutionären Instinkt offenbart.
Er ist bestrebt, die revolutionären Instinkte
der Massen auszudrücken. Das ist seine
großartige Stärke!"Die bedauernswerte
Wahrheit ist, dass Präsident Chavez kei-
nen "tr effsicheren revolutionären Instinkt"
zeigte, wie selbst Woods gelegentlich
zugeben musste. Beispielsweise rief Cha-
vez nach dem Putschversuch zur Ver-
söhnung auf und sagte den Massen, sie
sollen wieder nach Hause gehen. Er zog
sich auf ein paar Reformen zurück und
setzte ein paar oppositionelle Manager
in verstaatlichten Ölkonzernen ein. Die
Opposition allerdings setzte natürlich ih-
ren zweimonatigen Betriebsausschluss fort,
der das Land nahezu in die Knie zwang.

Woods' "sozialistisches" Programm

Die Artikel machen klar , dass eine
Revolution nicht auf halbem W eg inne-
halten kann. Dass, falls die Massen nicht
die ökonomische Macht der Oligarchie
und der KapitalistInnen zerstören, diese
ihre enormen Quellen der Macht benüt -
zen werden, um die Errungenschaften,
die seit 1998 gemacht wurden, zurückzu-

schmettern. Aber w enn Woods kommt
um eine sozialistisches Programm zu
bewerben, ist es nicht mehr als ein unan-
gepasstes und verwirrtes Stück Papier.
Das Programm ruft zur Nationalisierung
von Land, Banken, Versicherungsgesell-
schaften und der Großindustrie auf, aber
es spricht nicht von der Enteignung sel-
biger. Ein sehr wichtiger Punkt, ange-
sichts der Tatsache, dass die Regierung
große Summe an ArbeitgeberInnen für
deren bankrotte Fabriken bezahlt. Eigen-
tum zu beschlagnahmen sei nur betref-
fend dem Eigentum v on Konterrevo-
lutionärInnen angebracht.
Nirgendw o in den Thesen von
Revolution und Konterrev olution in
Venezuela (S.110-133) ist der Bedarf für
ArbeiterInnen- und Bauernräte (Sowjets)
aufgestellt oder erklärt. Das, was diesem
am nächsten kommt, ist das Aufstellen
der Forderung für "Aktionskomitees",
aber deren Rolle, Zusammensetzung
und Zw eck bleibt unerklärt.
Während die IMT regelmäßig für die
Bewaffnung der ArbeiterInnen und die
Gründung v on Volksmilizen aufruft
("Die Revolution kann sich nur gegen ihre
Feinde verteidigen, wenn sie sich selbst
bewaffnet", S.124), ruft sie nirgendwo für
SoldatInnenkomitees an der Basis auf.
Wobei diese essenziell wären; sowohl für
das Unterminieren und Aufbrechen der
Kommandostruktur der Armee, als auch
als Quelle von Waffen für die Milizen. 
Die Tatsache, dass diese Forderung nicht
aufgestellt wurde, ist kein Zufall. In
Anbetracht v on Woods Glaube, dass die
Armee auf irgendeine Art und W eise
bereits zur Revolution übergegangen
wäre, wird sie mehr als ein Instrument
der Revolution, als eines gegen sie gese-
hen. In der Tat preist Woods
Chavez unterschiedliche
Äußerungen, in der jede Person
aufgerufen wird, zu lernen, wie man
ein Gewehr benützt. Besser, wie die
RCM in Venezuela sagte "Gut, Herr
Präsident, und wann werden Sie anfangen,
die Waffen zu verteilen?"Reden ist, wie
RevolutionärInnen wissen, einfach.
Woods versucht fortwährend, Kritik an
seinem extrem opportunistischen Anbie-
dern an Chavez' Bewegung abzuwehren,
indem er gegen unbenannte FeindInnen
losschießt. "Sie würden Chavez gerne als
bourgeoisen Bonaparten denunzieren - aber
das würde uns nicht nur sofort von den Mas-
sen, die direkt hinter Chavez stehen, abschn-
eiden, sondern auch von den Aktivisten, von
denen der Großteil loyal zu Chavez bleibt,
selbst wenn sie Zweifel und Kritik haben."
Aber das heißt, einen Strohmann aufzu-
bauen. Zweifellos ist Chavez momentan
extrem populär . RevolutionärInnen müs -
sen jede fortschrittliche Maßnahme, die

durchgesetzt wird, unterstützen, aber
die Forderungen müssen weiter gehen,
beispielsweise nicht nur unbenützte
Ländereien zu übernehmen, sondern alle
Felder, vor allem der Boden der
GroßgrundbesitzerInnen an die
Landlosen zu verteilen. 

Die Notwendige Propaganda
von RevolutionärInnen

RevolutionärInnen müssen aber genauso
Chavez und seine Regierung kritisieren,
wenn diese scheitern, Maßnahmen im
Interesse der Massen voranzutreiben,
oder wenn sie vor den Banken und der
Großindustrie zurückw eichen. Sie müs-
sen Warnungen darüber ausgeben, wo-
hin solche Schwankungen führen w er-
den. Während sie die Regierung gegen
Angriffe der Konterrev olution v erteidi -
gen müssen, müssen sie auf der anderen
Seite den ArbeiterInnen klar sagen, dass
Chavez und die Mitglieder seiner Regie-
rung nicht revolutionäre SozialistInnen
sind und sich in einer Periode der Krise ent-
weder spalten werden oder eher auf
Seiten des Privatkapitals als auf Seite des
Proletariat, der Bauern und der städti -
schen  und ländlichen Armut stehen
würden. 
Dies könnte Chavez und die
Bolivarianischen Minister -Innen
weniger freundlich stimmen und
Alan Woods wäre weniger im
Miraflores-Palast willkommen,
aber es wird dazu führen, dass
die kritischen ArbeiterInnen die
Revolutionär Innen, für ihre Di-
rektheit respektieren. In der
Zeit einer Krise könnte es den
Unterschied zwischen dem be-

schat-
ten eines
u n t ä t i g e n
Populisten und
dem Leiten einer
erfolgreichen Ar -
beiterInnenre-
volution machen.

Übersetzung:
Maximilian Lasser

maximilian.lasser@
arbeiterInnenstandpunkt.net
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Am 11.9.1973 putschte der General
Pinochet die Volksfrontregierung Allen-
de hinw eg, die Militärs übernahmen die
Macht und v erordneten dem Andenstaat
eine radikale "Kur": 30.000 Menschen
wurden ermordet. Dem bürgerlichen
Chile, das sich hinter den Putsch Pino-
chets stellte, ging es darum, die Arbeiter -
Innenavantgarde und w enn möglich alle
Militanten auszurotten und das Selbst-
bewusstsein einer relativ kämpferischen
ArbeiterInnenklasse zu brechen. Auch
erkannten die UnternehmerInnen sehr
wohl, dass Salvador Allende unter dem
Druck der Massen stand, die weiter
gehen wollten, als es der UP "Unitad
Popular" (die Regierung Allendes aus SP,
KP und bürgerlichen DemokratInnen)
recht gewesen wäre. Wer weiß, wie lange
Salvador Allende gebraucht hätte, um
wieder die Stabilität für Inv estitionen
herzustellen. Damit die Massen auf dem
Weg der Klassenkämpfe der späten
1960er Jahre bis zur Eroberung der
Staatsmacht weitergehen hätten können,
war Allende ein Hindernis - die UP stell-
te hierfür einfach die falsche Führung
dar. Doch für die Bourgeoisie war
Allende ein zu unsicheres Hindernis. Die
Volksfront musste gewaltsam geschla-
gen werden, um die ArbeiterInnenklasse
insgesamt treffen zu können, um die
Phase der Klassenkämpfe, Streiks und
Landbesetzungen zu beenden.
Als Salvador Allende 1970 die Prä-
sidentschaftswahlen in Chile gewann,
war es für ein buntes Spektrum der Lin-
ken klar, dass sich ein neuer Weg zum
Sozialismus eröffnete. StalinistInnen wie
Fidel Castro, diverse sich auf den
Trotzkismus beziehende Strömungen
und linke SozialdemokratInnen v erkün-
deten, der friedliche Weg zum Sozialis-
mus sei möglich. Das "neue historische Ex-
periment"Chiles zeige, dass einerevolutio -
näre Umwälzung der bürgerlichen in

eine sozialistische Gesellschaft auf dem
Weg gradueller Reformen möglich sei. 
Das Parlament und die bürgerlichen
Institutionen w aren der Ausgangspunkt
des "chilenischen Weges zum Sozialismus"
(Kommen uns da nicht Erinnerungen an
Chavez' "Sozialismus des 21. Jahrhundert"
den er auch in der Tradition Simon
Bolivar und Rosa Luxemburg sieht!? Wo-
bei wir uns als zw eite Frage stellen müs-
sen, ob Chavez überhaupt schon was von
Luxemburg gelesen hat.). Für die UPwar
der parlamentarische Weg eine Strategie.
Auch MarxistInnen benützen das
Parlament, nicht aber, um es zu reformie-
ren, sondern als eine Taktik, um die Illu-
sionen der Arbeiter -In-nenklasse in die-
ses bürgerliche Organ zu zerstören. Die
UP scheiterte in der Tat nicht daran, dass
sie zu wenig Wahlen gewonnen hätte: Im
April 1971 erzielte sie bei den Kom-
munalw ahlen die absolute Mehrheit, im
März 1973 war sie mit etwa 40% der
Stimmen vor dem vereinten
Rechtsbündnis der
Christdemokratie und
der ultrareaktionären
Nationalen Partei die
stimmenstärkste Kraft.
Die UP hielt in W ir -
klichkeit die Schale der
bürgerlichen Macht in
den Händen, doch die Bo-
urgeoisie behielt sich ihren
Kern - den Staatsapparat.
Die StalinistInnen der kom -
munistischen chilenischen
Partei und die Sozialist-Innen
erklärten in W ahrheit dem
Proletariat folgendes: Diese
Armee ist eure Armee! Doch
diese Lüge wurde bald durch die
blutige W irklichkeit wi-
derlegt. Die Ironie der
Geschichte des Putsches
war, dass Pinochet und

die Militärs in lebendiger Praxis die zen -
tralen Aussagen des Marxismus über die
bürgerliche Klas-sendiktatur , die über
ihr Gew altmonopol aufrechterhalten
wird, bestätigt haben. Hat nicht Marx
einmal geschrieben, "das Proletariat kann
die bürgerliche Staats-maschinerie nicht ein-
fach in den Besitz nehmen"und für seine
Zwecke verwenden? Im Gegenteil, das
Proletariat muss den Staat zerschlagen
und durch seine eigenen (Räte)Organe
ersetzen. Das war kein religiöses Dogma,
sondern die Lehren, die Marx aus dem
lebendigen Klassenkampf, aus der
Niederlage der Pariser Commune 1871
zog. Große revolutionäre MarxistInnen
wie Wladimir I. Lenin, Rosa Luxemburg
oder Leo Trotzki v erteidigten diese
These Marxens in der Auseinanderset-
zung mit den RevisionistInnen v or bei-
nahe hundert Jahren.
Als Allende für die Unitad P opular im
Nov ember 1970 das Präsidentenamt
übernahm, war er mit 36% der stimmen-
stärkste Kandidat einer Wahlkoalition,

die kleinere bürgerliche
Parteien inkludier -

te; so die tradi-
t i o n e l l e ,

a b e r

Wer aus der Geschichte nicht lernt ist dazu verdammt sie zu wiederholen!

Chile 1970-1973: Das eklatante Scheitern
des friedlichen Weges zum Sozialismus

1970 kam in Chile eine Volksfront, geführt von SalvadorAllende an die Macht. Sie versuchte überden parlamen-
tarischen und friedlichen Weg zum Sozialismus zu gelangen. Eines derschwerwiegendsten Resultate aus dieser
Auf fassung, wardie Volksmassen nicht gegen die Reaktion zu bewaffnen. Ergebnis war, dass die parlamentarische
Sozialismusversuch kläglich scheiterte: 1973 wurde Allende mit Hilfe der CIA gestürzt und zusammen mit hundert
tausenden ArbeiterInnen und Bauern ermordet. Es folgten lange Jahre der faschistischen Diktaturdurch General
Pinochette. Chavez, Morales und andere links-populistische Präsidenten versuchen heute in Lateinamerika einen
ähnlichen Weg zu gehen: Doch auch sie vermeiden, die Massen zu bewaffnen und gegen die Reaktion zu mobilisie-
ren. Wenn sie diese Fehlernicht in nächster Zeit ausbessern, werden sie genauso blutig scheitern wie Allende. Und
wieder wird traurige Tatsache werden: Wer aus derGeschichte nicht lernt ist verdammt sie zu wiederholen! Aus
diesem Grund veröffentlichen wir eine überarbeitete Fassung des Ar tikels über Chile 1970-1973 aus
ArbeiterInnenstandpunkt Nr . 93.



sehr ge-schwächte Partei der chileni -
schen Bour-geoisie, die Radikale Partei,
die Partei der Unabhängigen und die
Sozialdemo-kratInnen. Die Bedeutung
ihrer Regie-rungsbeteiligung kann nicht
durch ihr quantitativ geringes Gewicht
innerhalb der UP-Koalition erklärt w er-
den. Ihre strategische Rolle bestand
darin, als Vermittler innerhalb der UP
keinen Bruch mit der bürgerlichen
Staatsmacht zuzulassen. Das war das
objektiv e Interesse der bürgerlichen
Demokrat-Innen in der Koalition. Die SP
und KP wiederum hatten das subjektiv e
Inter -esse, mittels der bürgerlichen
Demokrat-Innen eine breite klassenüber-
greifende Allianz mit einer (eigentlich)
nichtexistenten "antimonopolistischen
Bourgeoi-sie" zu schmieden: Die braven,
demokratischen und patriotischen
Unternehmer-Innen sollten die Macht
der UP absichern und
Auseinandersetzungen zwischen den
Klassen die Schärfe nehmen. Doch auch
patriotische Unternehmen bleiben das,
was sie sind: Kapital, das objektiv ande-
re Interessen hat als die ArbeiterInnen
und armen Bauern.
Allende übernahm das Präsidentenamt
1970 dank der Stimmen der Christde-
mokratie, der wichtigsten P artei der chi-
lenischen Bourgeoisie, die aber nur drei
Jahre später das entscheidende Signal
zum Putsch im September 1973 setzte,
als sie die demokratische Fassade der
bürgerlichen Gesetzlichkeit zur Seite
schob und zur Herrschaft der nackten

Gewalt überging. Vorerst aber: Im Tau-
sch für die Stimmen der Christdemokra-
tie garantierte Allende die V erfassung,
die Unantastbarkeit der Armee, den
Schutz der Medienfreiheit und der Kir -
che; insbesonders verpflichtete sich der
"marxistische" Präsident, auf den Aufbau
einer Volksmiliz zu v erzichten. Diese
Unterw erfung unter die Spielregeln und
Grenzen der bürgerlichen Macht gestat-
tete es der Bourgeoisie innerhalb und
außerhalb der Opposition die UP-Regie-
rung zu zähmen und den Staatsapparat
in ihren Händen zu behalten. Bezeich-
nenderweise wurde dieses Abkommen
mit den v erhassten Christdemo-
kratInnen v or den Parteimitgliedern der
Sozialistischen Partei geheim gehalten.
Das "neue historische Experiment", von
dem die UP und ihre "kritischen
AnhängerInnen" des Vereinigten
Sekretariats der IV. Internationale spra-
chen, war eine Legende, die in die Welt
gesetzt wurde. Diese "TrotzkistInnen"
behaupteten sogar, eine ArbeiterInnen-
und Bauernregierung wäre in Chile
bereits an der Macht und nicht, dass es
die allererste Aufgabe von Revolutionär -
Innen gewesen wäre, den Kampf um
eine solche Regierung zu führen und
letztlich die UP-Regierung zu stürzen.
Denn Allende erfüllte trotz seines per -
sönlichen Mutes bloß die Rolle eines chi-
lenischen Kerenskis, die UP-Regierung
ist mit jener in Rußland zwischen dem
Februar und Oktober 1917 vergleichbar,
aber nicht mit der bewaffneten Arbeiter -

Innenmacht nach der Oktoberrevolution.
Dazu hätte die Spitze des Staates Aus-
druck der Kampforgane der Arbeiter -
Innen und Bauern sein müssen. Allende
hingegen tastete das Parlament, die ste-
hende Armee oder den bürgerlichen
Rechtsstaat nicht an.
Die Klassenpolarisierung w ar auch vol-
ler Möglichkeiten eines schnellen Wachs-
tums eines kleinen revolutionären Flü-
gels. Bloß: Die Möglichkeiten wurden
nicht genutzt. Vor allem der überwie -
gend linke StudentInnen organisierende,
in den Poblaciones (verelendende Stadt-
randvierteln) arbeitende MIR, der eine
Guerillastrategie verfolgte, die er aber
nach dem UP-Regierungsantritt weitge-
hend einstellte, hätte eine bedeutende
Rolle spielen können. Unter einer Vor-
aussetzung: der MIR wäre eine revolu-
tionäre Partei gewesen. Das entscheiden-
de Kriterium zwischen Rev olution und
Reform ist der Bruch mit der bürgerli -
chen Ordnung; der MIR, der mit der
Bourgeoisie nicht gebrochen hat, war da-
von meilenw eit entfernt. In Chile gab es
keine revolutionäre Partei. Damit fehlte die
wichtigste Voraussetzung, dass der Ka-
mpf um die Revolution, die zum Greifen
nahe war, siegreich verlaufen wäre.

Die Cordones Industriales:
Ansätze zur Doppelmacht

Die russischen ArbeiterInnen und Bau-
ern schufen 1917 die Sowjets; in Spanien
1936 waren es die "Juntas". Wenn auch
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unvergleichlich schwächer, entstanden
in Chile die Cordones Industriales
(Industriegürtel), die v on den linken
SozialistInnen um Carlos Altamirano,
dem Generalsekretär der SP, beeinflusst
waren. Ansätze einer ArbeiterInnenkon-
trolle bildeten auch die JAP, die Komite-
es zur Überwachung von Spekulationen
und der Lebensmittelv ersorgung. Die
JAP entdeckten gehortete Lebensmittel
der Kaufleute, organisierten und be-
schafften die Lebensmittelversorgung,
als die Kaufleute ihre Läden zusperrten.
Diese Komitees entstanden als Reaktion
auf den UnternehmerInnenstreik, der
seinen Höhepunkt im Oktober 1972 er-
reichte, als die unter faschistischem Ein-
fluss stehenden Fuhrwerksunternehmer-
Innen das Land lahm zu legen versuch-
ten, um einen Militärputsch zu prov ozie-
ren.
An die 8.000 TransportarbeiterInnen
kamen zu Hilfe, um die Sabotage der
UnternehmerInnen zu durchkreuzen.
Unter den Cordones Industriales nah-
men die Cordones Cerillos eine heraus-
ragende Stellung ein, die in ihrer Indu-
striezone Betriebe besetzten und sie in
ihre eigenen Hände nahmen. Unterneh-
merInnen, die sabotierten, Maschinen-
teile wegzuschaffen versuchten, wurden

verjagt. Die Cordones Cerillos waren
aber weit mehr als über einzelne Betriebe
hinausgehende Streikkomitees der Ar -
beiterInnen, die historische Form, unter
der sich ArbeiterInnenräte als Keime der
Rätemacht entwickeln. In ihrer entwi k-
keltsten Form umfassten die Cordones
auch die LandarbeiterInnenorganisatio-
nen, Nachbarschaftskomitees, die ma-
nchmal unter Waffen standen, um den
Attacken der FaschistInnen entgegenzu-
treten. Der revolutionäre Impuls, der aus
einigen dieser Cordones zum Ausdruck
kommt, drückt eine Resolution aus, in
der es heißt: für ArbeiterInnenkontrolle
und die Ersetzung des Parlaments!
Die Kluft zwischen der UP und der Ar -
beiterInnenklasse, die durch ihre sponta-
nen Kämpfe die bürgerlichen Schranken
ihrer Führung durchbrochen hatte, hat
sich dadurch zweifellos erweitert, denn
im Gegensatz zur UP brachen die Cor-
dones Industriales mit der bürgerlichen
Verfassung.
Doch ohne eine alternative revolutionäre
Führung, die ihre oftmals spontanen
Kämpfe mit dem Kampf um eine Arbei-
terInnen- und Bauernregierung v ereini-
gen und verbinden hätte müssen, hat sie
mit der reformistischen bürgerlichen
Politik der StalinistInnen und

SozialistInnen nicht wirklich
gebrochen.

Auf die Konfusion
folgt der V errat

In Anbetracht der w achsenden
Klassenkämpfe setzten die
StalinistInnen und die
SozialistInnen auf Klassenaus-
söhnung. Das bedeutete: um die
auf Putschkurs segelnde
Bourgeoisie wieder auf ihre Seite

zu gewinnen, gingen die StalinistInnen
und SozialistInnen dazu über , die
Av antgarde der ArbeiterInnen-klasse
offen zu attackieren. Die Stalinist-Innen
und SozialistInnen riefen nach dem
Oktoberstreik 1972, als die Arbeiter -
Innen nach ihrer erfolgreichen Abw ehr
des UnternehmerInnenstreiks in der Of-
fensive waren, die "eiserne Hand" der
Militärs in die Regierung, um Ordnung,
Gesetz und Privateigentum wieder her -
zustellen. Die bürgerliche Verfassung
und der Rechtsstaat, dem der "marxisti-
sche" Präsident gelobte, sah eben nicht
die Gründung v on ArbeiterInnenorga-
nen, den Cordones, vor, genauso wenig
bewaffnete proletarische Formationen,
die sich mancherorts herausbildeten
oder die Besetzung von Unternehmen,
deren Rückgabe an die EigentümerInnen
die von den Militärs gestärkte UP-
Regierung forderte.
Die reformistischen Regierungsminister -
Innen gingen dabei gegen die radikali -
sierten ArbeiterInnen und Bauern mit
aller Strenge vor. In Lo Hermida, in San-
tiago, ließ Allende bspw. eine brutale Mi-
litärrazzia auf der Suche nach Waffen
durchführen, die hunderte V erletzte und
einige Tote forderte. In Concepcion ließ
der kommunistische Bürgermeister auf
eine MIR-Demonstration schießen, die er
verbot, da sie eine "ultralinke" Gegen-
kundgebung zum Aufmarsch der Fa-
schistInnen und Rechten war. Betrieben,
wie der Elektrofabrik Saba strich der
kommunistische W irtschaftsminister
Subventionen, die der Privatinhaber ein-
strich. Grund: Die ArbeiterInnen enteig -
neten den Inhaber.
Als die StalinistInnen und SozialistInnen
durch ihre reformistische-konterrev olu-
tionäre Politik die ArbeiterInnenklasse
geschwächt und demoralisiert hatte,
kam die Stunde Pinochets und des Mi-
litärs, das zur Gesamtpartei der
Bourgeoisie wurde. Der friedliche W eg
zum Sozialismus, der die Neutralität der
Armee und der bürgerlichen Gesetze
voraussetzt? Lassen wir Zeitzeugen
sprechen, die erklären, weshalb die Ar-
beiterInnenklasse diese Klassenschlacht
verlor. Der "linke" MIR forderte in einem
Kommunique am 30.6.1973: "Für eine
Volksdiktatur mit den bewaffneten Streit-
kräfte!" Zitieren wir Luis Corv alan, Ge-
neralsekretär der kommunistischen Par-
tei, in seiner berühmten Rede vom 8.8.73:
"Die Armee ist eine konsequente loyale und
patriotische Kraft, die die Regierung stärkt."
Kann die Ironie noch beißender sein? Für
uns aber - wie für alle ArbeiterInnen und
RevolutionärInnen, die zukünftige Nie-
derlagen verhindern w ollen - kann es nur
darum gehen, die Lehren aus Chile 1973
zu ziehen.
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Allende war auch ein beliebtes Thema des TIME-Magazine.
Links: “Nach dem Fall”, rechts: “Marxistische Bedrohung in Amerika: Chile’s Salvador Allende”.



Natürlich ist die Aufregung der bürgerli -
chen Presse und der Regierungsparteien
nicht mehr als zynische Heuchelei. Die
BAWAG hat letztlich genau das gleiche
gemacht, worin der Sinn und Zw eck
eines jeden Finanzkapitals besteht: die
verzweifelte Jagd nach immer profitable-
ren Anlagemöglichkeiten, um sich selbst
zu vermehren. Die Spekulation ist, seit
dem es Geldkapital gibt, eine landläufige
Methode der Profitv ermehrung. Das
birgt natürlich die Gefahr des V erspeku-
lierens und des Bankrotts in sich, wie
zahlreiche Beispiele der vergangenen
Jahre zeigen (Enron, LTCM, YLine … um
nur einige bekannte Beispiele herauszu-
greifen). Aber w er im tagtäglichen Kon-
kurrenzkampf nicht mit riskanten Me-
thoden nach Kapitalakkumulation stre-
bt, ist sowieso zum Untergang verurteilt.
So ist nun einmal der Kapitalismus: friß
und stirb vielleicht, bleib v egetarisch
und der Untergang ist dir gewiß.
Die BAWAG hat also nur das getan, was
alle anderen Kapitalisten machen. Nicht
nur das: den Medienberichten zufolge
steht die BAWAG vom kapitalistischen
Standpunkt aus betrachtet insgesamt gar
nicht so schlecht da. Die meisten Ver-
luste konnten scheinbar durch Gewinne
andererorts ausgeglichen werden.
Auch in anderer Hinsicht ist die Re-gie -
rungshetze gegen den ÖGB bloße Heu-
chelei: Den neuesten Berichten zufolge
wußte die Finanzbehörden, der Finanz-
minister und mit ihm die Regierung be-
reits seit 2001 von den Vorgängen in der
BAWAG! Rein "zufällig" wird dieser
Skandal jetzt - wenige Monate vor den
Nationalratsw ahlen, bei denen die SPÖ
in den Umfragen v oran liegt - ausgegra-
ben. Ein mehr als durchsichtiges Manöver.

Wer A sagt muß auch B sagen

Das ändert jedoch nichts daran, daß das
Verhalten der sozialdemokratischen

Bürokratie in jeder Hin-
sicht ein Skandal und ein
lautes Alarmsignal für die
gesamte ArbeiterInnenbe-
wegung ist. Und zw ar nicht
deswegen, weil die BAWAG
und die v erantwortlichen
Gewerkschaftsfunktionäre
Verzetnitsch und Wenin-
ger außergewöhnliche schle-
chte Geschäfte gemacht hät-
ten, sondern eben weil sie
über viele Jahre hinweg
wie stinknormale Kapi-
talisten handelten. Die Ge-
werkschaftsspitze ist keine
Vertretung der ArbeiterIn-
nenbasis, sondern handelt
wie ein Kapitalist, bzw . muß
man schon sagen, ist ein
Kapitalist, nämlich der
Eigentümer einer großen
kapitalistischen Bank, des-
sen oberste Maxime die
Profitv ermehrung ist.
Für die Gewerkschafts-
spitze dient das Vermögen
- inklusiv e dem Streikfond
-, das sich über viele Jahre
hinw eg aus den Mitgliedsbeiträgen der
einfachen Mitglieder angesammelt hat,
nur als Kapitalanlage. Als Finanzmittel,
um mehr Profit zu erwirtschaften. Na-
türlich empören sich jetzt viele höhere
Gewerkschaftsfunktionäre darüber , wie
Verzetnitsch und Weninger den Streik-
fond als Bürgschaft einsetzen konnten.
Selbstverständlich hat angeblich nie-
mand von ihnen etwas gewußt usw. Es
mag durchaus sein, daß Verzetnitsch &
Co seine Bürokraten-Kollegen nicht in
alle Details ihrer Bankengeschäfte ein-
weihte. So ist das nun einmal am Finanz-
markt. Nur ein Naivling kann jetzt den
ungläubigen Thomas spielen und so tun,
als wäre das Vorgehen des ÖGB-Chefs
etwas Unfaßbares. Nein, Verzetnitsch &

Co. betrieben ihren Job als Gewerk-
schaftskapitalisten nur bis zur äußersten
Konsequenz. Nicht mehr und nicht w e-
niger. Alle Bürokraten haben die jahr -
zehntelange Politik des ÖGB mitgetra -
gen und mitbetrieben, laut der die Ein-
kommen der Gewerkschaft nicht für den
Kampf gegen das Kapital, sondern für
die Erhaltung des Apparates, Bankenge-
schäfte und das Mitspielen am freien
Markt v erwendet wird. W er A sagt muß
auch B sagen.

Rücktritte…
und dann weiter wie bisher?

Der Rücktritt des langjährigen ÖGB-Vor-
sitzenden Fritz Verzetnitsch und des
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Ein Sittenbild der sozialdemokratischen Gewerkschaftsbürokratie

Der BAWAG-Skandal und der ÖGB
von Michael Pröbsting, michael.proebsting@arbeiterInnenstandpunkt.net

Der BAWAG-Skandal zeigt in aller obszönen Deutlichkeit, wie korrupt und verkommen die Spitzen dersozialde-
mokratischen Gewerkschaftsbürokratie sind. Über viele Jahre hinweg - seit den späten 1980erJahren - betrieb die
im Eigentum des ÖGB stehende BAWAG Spekulationsgeschäfte (die sogenannten Karibik-Geschäfte). Nachdem
diese Geschäfte zu Verlusten führten, zog sich die BAWAG im Mai 1994 aus den Karibik-Geschäften zurück. Im
Herbst 1995 werden diese Spekulationsgeschäfte insgeheim wiederaufgenommen. Und wiederverzockt man sich,
der Sohn des Ex-BAWAG-Chefs Flöttl fähr t im Oktober 2000 mit japanischen Zinsswaps einen Totalverlust von 350
Millionen Eur o ein. Insgesamt steht die BAWAG mit einem Minus von einer Milliarde Eur o am Rande der
Insolvenz. Nur durch das Eingreifen des EigentümerÖGB, indem dieserim Geheimen sein gesamtes Vermögen -
inklusive dem Str eikfond - als Bürgschaft einsetzte, konnte die Bank gerettet werden. Die jetzige Krise und das
Bekanntwerden dieses Skandals in derbreiteren Öffentlichkeit hat mit neuerlichen Verlusten bei Geschäften mit
der US-amerikanischen Brokerhaus Refco zu tun: die Gewerkschaftsbank gab Refco am 10. Oktober2005 einen
dubiosen Kredit in der Höhe von 425 Millionen Euro - 8 Tage bevordiese pleite ging!

Sommer, Sonne, Sozialismus! Auch die SJ-Wien kämpft
im Liegstuhl in der Karibik für “das schöne Leben”.
Für den ÖGB war es das dann aberdoch nicht so ganz . . .



ÖGB-Finanzverantwortlichen Günter
Weninger sind nicht mehr als ein klassi-
scher Versuch der Schadensbegrenzung
seitens der sozialdemokratischen Büro-
kratie ohne das Problem bei der Wurzel
zu packen. Ein paar Gesichter auswech-
seln, das ganze beim außerordentlichen
Bundeskongreß des ÖGB im Juni abseg-
nen lassen und dann weiter wie bisher.
So zumindest hofft die Gewerkschafts-
bürokratie die Folgen des BAWAG-
Skandals überstehen zu können.
Tatsächlich wäre nichts gefährlicher als
das Ausmaß dieses Skandals zu unter-
schätzen. Hunderttausende Gewerk-
schaftsmitglieder sind zutiefst enttäuscht
und v erbittert über den ÖGB. Die
ArbeiterInnenklasse wurde über Jahre
hinw eg belogen und betrogen. Hinter
ihrem Rücken der Mitglieder wurden
die Gewerkschaftsgelder und der Streik-
fond für die Abdeckung v on Spekulati-
onsabenteuern ver(sch)wendet statt für
Kampfmaßnahmen, Arbeit an der Basis
und Mitgliederbetreuung und -gewin -
nung eingesetzt zu werden. Kein Wun-
der, daß sich momentan eine Welle der
Empörung auf die Gew erkschaftszen-
tralen ergießt. Das wissen auch die klei-
nen Gewerkschaftsfunktionäre und -ak-
tivistInnen an der Basis, die gegenwärtig
am liebsten auf Tauchstation gehen würden.
Aber die Antw ort darf jetzt nicht ducke
und durchtauchen sein, sondern Not tut
eine schonungslose Analyse der
Ursachen dieses Debakels der Gewerk-
schaftsbürokratie und die Ziehung radi -
kaler Konsequenzen.

Das Problem hat einen Namen:
Bürokratie!

Vielerorts wird nun zurecht gesagt, daß
ein Rücktritt des Vorsitzenden und des
Finanzverantwortlichen nicht ausreiche
und vielmehr ein Orientierungsw echsel
der Gewerkschaft hin zu einer kämpferi -
schen Politik notw endig wäre. So richtig
dies auch ist, so sehr gehen jedoch diese
Überlegungen am Kern des Problems
vorbei: dem Wesen der bürokratischen
Gewerkschaften.
Die falsche Politik existiert ja nicht erst
seit heute und hat auch nicht mit der
Verpfändung des Streikfonds im Jahr
2000 begonnen. Die kapitalistische Fi-
nanzpolitik des ÖGB, die Karibik-Spe-
kulationsgeschäfte der Gewerkschafts-
bank, das Duckmäusertum und der
Pseudo-Widerstand gegenüber den An-
griffen des Großkapital und der Re-gie -
rung (Prinzip: ein Rückgrat wie ein Ga-
rtenschlauch) - all das zeichnet den ÖGB
schon seit vielen Jahren und Jahrzehnten
aus. Ihre Ursache liegt vielmehr in der
Herrschaft eines bürokratischen Ap-

parates über die Mitglieder an der Basis
der Gewerkschaft. Dieser Apparat kon -
trolliert alle Entscheidungen in der Ge-
werkschaft. Delegierte für die sowieso
nur alle 4 Jahre stattfindenden Gewerk-
schaftskongresse werden vom Apparat
ausgesucht und nicht von der Basis ge-
wählt. V ielerorts gibt es überhaupt keine
Basistreffen von den Gewerkschaftsmit-
gliedern in den Betrieben. Funktionäre
sind kaum abwählbar . Alle wichtigen
Entscheidungen - wie der BAWAG-Skan-
dal, der Abbruch der Streikbew egung im
Juni 2003 oder des Eisenbahnerstreiks im
Nov ember 2003 usw. zeigten - werden
von einer winzig kleinen Bürokraten-Cli-
que an der Spitze der Gewerkschaft ge-
troffen.
Die Grundlage dieser Bürokratie sind
nicht bestimmte politische oder gew erk-
schaftsstrategische Anschauungen.
Nicht zufällig w erden die meisten Be-
schlüsse in den Gewerkschaftsgremien
einstimmig gefaßt. In den w esentlichen
Dingen stimmen sozialdemokratische
und ÖVP-GewerkschafterInnen überein:
in der Politik der Klassenzusammenar-
beit mit dem Kapital und dem stetigen
Streben, sich zum eigenen materiellen
Vorteil mit Staat und Kapital zu arran -
gieren. Die herrschende Klasse weiß na-
türlich solche Verbündete in den Reihen
der ArbeiterInnenbew egung zu schätzen
und ist daher nur allzu bereit, die Büro-
kratie in ihren Herrschaftsapparat zu
integrieren. Sicherlich gibt es da immer
wieder Streits um die Anzahl der Bro-
samen der Macht, die das Kapital den
Bürokraten überläßt. In Zeiten der Spar-
pakete muß natürlich auch bei den Ver-
günstigungen für die Bürokratie gespart
werden.Aber alles in allem ist die Bürokratie
über unzählige Posten in Aufsichtsräten, in
politischen Institutionen - v on den Magistra-
ten aufwärts ins Parlament - und den
damit v erbundenen Privilegien fest an
das kapitalistische System gebunden.
Daher ist der BAWAG-Skandal nur der
konsequente Ausfluß der organischen
Verbindung der Bürokratie mit dem
Kapitalismus und kein zufälliger Aus-
rutscher. Für die Bürokratie ist die Ge-
werkschaft nicht mehr als ein Sprungbrett
zu gutbezahlten Ämtern und P osten in Staat
und in der kapitalistischen W irtschaft.

Konsequenz: Aufbau einer
Basisbewegung zur radikalen

Säuberung der Gewerkschaften
von der Bürokratie!

Der außerordentliche Bundeskongreß
des ÖGB im Juni droht zu einer abge-
sprochenen Schmierenkomödie zu ver-
kommen, bei dem ein vom engsten Kreis
der Spitzenbürokratie ausgewählter Vor-

sitzender einstimmig bestätigt wird.
Angesichts der Tiefe des Problems brau-
chen wir radikale Lösungsstrategien. Als
marxistische RevolutionärInnen meinen
wir , daß die gegenwärtige Erschütterung
der Selbstherrlichkeit der Bürokratie da-
zu genützt w erden muß, um an der Basis
für eine konsequente klassenkämpferi-
sche Strategie einzutreten. Eine solcheStra-
tegie muß folgende Punkte enthalten:
* Schluß mit der kapitalistischen
Finanzpolitik des ÖGB - Sofortige Trennung
von der BAWAG und allen anderen Betei-
ligungen an kapitalistischen Unternehmen!
Unantastbarkeit und jederzeitige Verfügbar-
keit des Streikfonds!
* Offenlegung der Finanzen für alle
Gewerkschaftsmitglieder! Kein Einblicksre-
cht für den bürgerlichen Staat!
* Sofortiger Abzug aller Gewerkschaftsver-
treter aus Aufsichtsräten und andere kapita-
listischen Wirtschaftsinstitutionen!
* Umgehende Anpassung bzw. Kürzung der
Gehälter aller Gewerkschaftsfunktionäre bis
rauf an die Spitze auf das Niveau eines Fach-
arbeiters bzw. einer Facharbeiterin!
* Radikale Demokratisierung der Gewerk-
schaft: Rasche Einberufung von Basistreffen
in allen Betriebe und  Stadtteilen, von den
alle Gewerkschaftsmitglieder informiert wer-
den und ihnen offen stehen und wo auch tat-
sächliche Entscheidungen getroffen werden
können! Dort soll die gegenwärtige Krise der
Gewerkschaft besprochen und auf Basis der
dort getroffenen Schlußfolgerungen sollen
Delegierte für den bevorstehenden außeror-
dentlichen Bundeskongreß des ÖGB gewählt
werden! Für ein Vorverlegung dieses
Bundeskongresses auf Anfang Mai!
* In Zukunft müssen alle gewerkschaftlichen
Funktionsträger von der Mitgliedschaft
gewählt werden und dieser rechenschafts-
pflichtig sein. Sollte die Basis mit ihrer
Arbeit unzufrieden sein, müssen diese
Funktionäre jederzeit abwählbar sein!
Schon zu lange ist die Gewerkschaft zu
einem lahmen Ja-Sager-Verein verkom-
men, über dessen Kampfkraft das Ka-
pital nur noch schmunzelt. W ieviel An-
gst muß auch das Kapital vor einer Ge-
werkschaft haben, die ihren Streik-fond
für die Abdeckung v on Spekulationsge-
schäften verpfändet?! Nein, es darf nicht
so weitergehen wie bisher. Die Bürokra-
tie wird v ersuchen, es bei einem Gesich-
tertausch zu belassen. Alle ArbeiterInnen
und Gewerkschaftsmitglieder jedoch, die aus
der Gewerkschaft wieder eine Kampfor -
ganisation machen möchten, müssen
sich jetzt zusammenschließen. Wir brau -
chen eine Basisbewegung, die für eine
Gewerkschaft kämpft, in der es keinen
Platz für BürokratInnen gibt und die
einen kämpferischen Kurs gegen die per-
manenten Angriffe des Kapitals v erfolgt.
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Wenn der Kriegsverbrecher Bush am 21. Juni nach Österreich kommt:

Alle in den Str eik, alle auf die Straße!
Resolution der Aktionskonferenz für den Schulstreik gegen den Bush-Besuch um den 21. Juni (aus Platzgründen leicht gekürzt)

1. Der Besuch des US-amerikani-
schen Präsidenten in Österreich anläss-
lich des EU-USA-Gipfels ist eine
Provokation. Mit Bush kommt der größ -
te Kriegsverbrecher auf diesem Planeten
nach Österreich. Er und seine herrschen-
de Clique in Washington sind verant-
wortlich
" für die Überfälle auf und die
Besatzung von Afghanistan und Irak,
" für den drohenden Angriff -
sogar mit Nuklearw affen! - auf den Iran,
" für die Unterstützung und
Finanzierung Israels bei seiner
Terrorpolitik gegenüber der palästinensi -
schen Bevölkerung,
" für die Folterungen in
Guantanamo und Abu Ghraib,
" für den radikalen Sozialabbau
und die massiven Steuerbegünstigungen
zugunsten der Reichen.
2. Der Bush-Besuch fällt in die
Periode der unmittelbaren V orbereitung
eines neuerlichen Angriffskrieges des
US-Imperialismus gegen ein Land mit
reichen Erdölvorräten - diesmal den Iran.
Nicht genug damit, dass die USA
Afghanistan und später den Irak überfie -
len und besetzen - jetzt schrecken die
Kriegsherren in Washington nicht einmal
davor zurück, einen Krieg gegen den
Iran mit Atombomben zu planen! Es geht
daher in den kommenden Monaten
darum, neuerlich eine
Antikriegsbew egung aufzubauen, die
den Widerstand gegen die imperialisti -
sche Kriegspolitik auf die Straße, in die
Schulen und Betriebe trägt. Es ist unsere
Verantwortung, der Welt durch kraftv ol-
le Proteste gegen Bush ein deutliches
Zeichen zu setzen, dass wir keinen Über-
fall auf den Iran hinnehmen!
3. Wir wissen, dass Bush nicht
alleine für diese Verbrechen verantwort-
lich ist. Er ist nur ein Handlanger der
herrschenden Klasse in den USA.
Letztlich liegt die Ursache für die
Zunahme von Kriegen, Armut und
Umw eltzerstörung im globalen System,
in dem wir leben. In diesem w eltweiten
System des Imperialismus befindet sich
die Menschheit unter der Herrschaft
einiger weniger Großmächte und einigen
hundert Konzernen, die sich miteinander
um die Beute streiten. In ihrer Gier nach
immer mehr Reichtum führen die
Herrschenden Krieg nach außen und
nach innen. Nach außen, in dem sie die
Rohstoffe und Reichtümer armer Länder
ausplündern und gegen widerspenstige

Staaten mit Drohungen und Kriegen v or-
gehen; nach innen - indem sie den
Sozialstaat zertrümmern, die Bildung
zurückschrauben und den Rassismus
aufpeitschen und somit unsere Zukunft
gefährden. Solange der Kapitalismus
weiterbesteht, gibt es für uns kein Leben
in Würde.
4. Deswegen richtet sich unser
Widerstand nicht gegen "die
Amerikaner", sondern gegen die
Mächtigen, die Reichen und Generäle
(genauso wie wir die Machthaber in der
EU und in Österreich ablehnen). Die
Lohnabhängigen, die Jugendlichen, die
ImmigrantInnen, die
Antikriegsbew egung in den USA sind
hingegen unsere Verbündete, denen
unsere ganze Solidarität gilt.
5. Als größter Kriegsv erbrecher
und Handlanger der Großkonzerne und
Ölmultis ist Bush ein einzigartiges
Symbol für das imperialistische System.
Mit seinem Besuch und dem damit v er-
bundenen EU-USA-Gipfel fällt in diesen
Tagen das Licht der Weltöffentlichkeit
auf Österreich. Nicht nur die herrschen -
den Klassen aller Länder blicken auf die
Ereignisse in Wien und Umgebung. Die
weltw eite Antikriegsbew egung, die
Widerstandsbewegungen im Irak und
Palästina, die Bevölkerung im Iran, die
ImmigrantInnenbew egung in den USA -
sie alle werden die Ereignisse um den
Bush-Besuch mit großem Interesse ver-
folgen. Sie werden hoffen, dass auch in
Österreich tausende Menschen auf die
Straße gehen, um ihre Abscheu gegen
den Kriegsverbrecher Nr. 1 zum
Ausdruck zu bringen.
6. WIR werden diese Hoffnungen
nicht enttäuschen! WIR werden große
und massive Widerstandsaktionen
gegen den Bush-Besuch organisieren.
Wir sind daher seit Anfang an Teil des
Bündnisses BUSH GO HOME, an dem
zahlreiche Organisationen unterschiedli -
cher politischer Ausrichtung teilnehmen,
und die v on diesem geplante
Großdemonstration anlässlich des Bush-
Besuches um den 21. Juni. Wir w ollen
einen entscheidenden Beitrag leisten,
damit W ien in eine Anti-Bush-Stadt v er-
wandelt wird. Im V orfeld des Besuches
und währenddessen sollen durch zahl -
reiche Initiativ en und Aktionen in
Schulen und auf der Straße auf den
Bush-Besuch und die amerikanische
Kriegspolitik aufmerksam gemacht w er-
den. Wir w erden dort w o es möglich ist,

SchülerInnen-Aktionskomitees und
Aktionsgruppen aufbauen, die solche
Protestaktivitäten organisieren.
7. Für uns als SchülerInnen steht
die Organisierung des Schulstreiks im
Vordergrund. W ir rufen am Tag der
Ankunft v on Bush - dem Tag X - zum
Schulstreik auf! Wenn Bush kommt,
dann verbringen wir die Zeit nicht im
Klassenzimmer, sondern auf der Straße!
Die Öffentlichkeit soll sehen, dass wir
nicht die brav en, unpolitischen
SchülerInnen sind, wie uns die
Herrschenden gerne hätten. Für das
Leben lernen, heißt im Juni: Wir lernen
Widerstand zu leisten gegen Krieg und
Besatzung!
8. Der Schulstreik - der mittlerw ei-
le auf unsere Initiativ e hin auch vom
SchülerInnenparlament in W ien unter-
stützt wird - muss v on unten, an der
Basis in den Schulen, organisiert werden.
Doch offizielle Beschlüsse reichen nicht
aus, um einen Schulstreik und andere
Widerstandsaktionen zu organisieren.
Dazu brauchen wir SchülerInnen-
Aktionskomitees in den Schulen, die den
Widerstand an der Basis organisieren
und sich miteinander v ernetzen.
9. Wichtig hierfür ist auch, die
Lehren der STREIK-Kampagne gegen
den Bildungsabbau im Herbst 2005 zu
ziehen. Um eine Spaltung der
Protestbewegung zu verhindern, rufen
wir die SJ-Spitze auf, nicht neuerlich den
Alleingang zu wählen, sondern mit
anderen Organisationen zusammenzuar-
beiten. Wir fordern daher v on der SJ-
Spitze, weiterhin mit den anderen
Organisationen im Bündnis BUSH GO
HOME zusammenzuarbeiten sowie mit
REVOLUTION und anderen
Organisationen gemeinsam den
Schulstreik zu organisieren.
10. Die nächsten Schritte in unserer
Anti-Bush-Kampagne sind folgende
Aktionen:
* 1. Mai - Internationalistische
Demonstration: Treffpunkt ab 9.00 vor
der Oper
* 13. Mai BUSH GO HOME-Fes,
Amerlinghaus, Stiftg. 8, 1070 Wien
* 31. Mai: Aktionskonferenz der
SchülerInnen-Aktionskomitees
* 17./18. Juni: Große Versammlung zur
politischen und organisatorischen
Vorbereitung der Anti-Bush-Proteste
* 21.-23. Bush-Besuch - Schulstreik,
Großdemonstration usw.!!!!!! Alle in den
Streik, alle auf die Straße!



Mi demostriramo zejedno prv og maja,
esato sto hocemo uzivati tradiciju tog
internacionalnog dana borbe radnicke
klase. Esato sto mi znamo dosta razloga
za zajednicki moto:  OTPOR je nedisku-
tabilno!
OTPOR protiv imperijalisticnog rata i
okupacije! 
OTPORprotiv evropa koncerna i genera-
li!
OTPOR protiv  gegen mucenje, prijan-
janje isolacije, "borba protiv teror", "Crne
liste" i ponistav anje demokratije.
OTPOR protiv lakov eranost prema fasis-
musa i kriminalisacija komunismusa!
OTPOR protiv bezobraznost bogatasa,
kad u istovremenu v ecina naroda osiro-
masi!
OTPOR protiv okidanje socialnosti, pro -
tiv priv atizacije i oplackanje plate!
OTPOR protiv dalje olosanje medicins -
kog sistema i medicine visi klasa!
OTPOR protiv smanjanje obrazovanje i
eliterski univ eresiteta!
OTPORprotiv posjete naj vecok terorista
Bush u junu u austriji!
OTPOR protiv rasimusa drzav e i svi
zakone, koji diskriminiraju!
Mi znamo, da nam treba globalno, sirom
evrope i u austriji jedno internacijonali -
sticno i solidarsko usbudenje, koji ludilo

ovog kapitalisticnog sistema pun ratov a i
mizantropije unisti sa ogrovnom otpora.
Mi v erujemo, da su naj kraj krajeva mili -
ardno ljudi jace nek par milliaderi sa nji -
hovim pomocnicima.
Mi zasnamo u sozialnoj i politicnoj borbi
zadnog vremena vasne korake ucenja i
zapodenamo borbe. Borba evropski rad-
nika luka je nas ugled. Oni su stigli,
jednu nesocijalnu liniju eu-federacije
kros zajednicku borbu uteciti. Radnike i
radnici sve branse i semlji mogu uceti iz
ti borbi, da nemogu birokratske sindika -
te radnika i refomisticne slabici braniti
interese radnika, nego da mi svi kao baza
mozemo dat otpora protiv kapitala.
Mi kasemo ovog 1.Maja nasu solidarnost
sa svim, koji su okupirani sa imperijali -
sticnom sistemom i brutalizacija tog
sistema protiv naroda u iraku, afghani -
stanu, palestina, turskoj, guantanamo ili
ostalog svjeta.
Mi dajemo nasu solidarnost svakoj naci-
ji, koja zivi pod imperialistcne ugnjeta -
vanje, rata, pogotov sa onim nacijama
iraka i palestina i njohov og otpora protiv
kolonizacije.
Mi se borimo protiv nov e planove rata i
interv enacije imperijalista i trazimo:
Pustite Iran, Koreu, Siriu, Kubu i
Venecuelu!

Mi pokazemo nasu otpornost protiv pos -
jete naj vecog kriminalca svjeta - amerik-
kog presidenta Bush - u junu u austriji.
Promjenjemo Bec u grad protiv Busha!
Mi hocemo: Dosta sa bacanje narodne
imanja. Protiv priv atisacije poste.
Mi kasemo: Nevjerute sindikatom radni -
ke, koji vam kase, svko kako mose. Mi
smo sigurni, da radni narod  sivi u glo -
balnim sistemom hajduka. Mi trazimo:
Iste zakone za svakoga. Otbacite svake
zakone, koji nam otkinu nase prave i slo-
bodu!
Toj je nas cil, isto i prvog maja.
Solidarnost - Jedinstvo u borbi - Otpor!
Zborno mesto: 9.00 Oper
Zavrsanje: Pred parlamentom.

Pomocne organizacije:
Anatolska Federacija
Antiimperijalisticna koordinacija
ASt - ArbeiterInnenstandpunkt
ATIGF - Konfederacija radnika turske u
austriji
Atilim
AL - Antifaschistische Linke
HÖC - Front za prava i slobode
KI - Komunisticna Inicijativ a
REVOLUTION
YDG - Nova Demokratska omladina

österreich arbeiterInnenstandpunkt 143Seite 16

1. Maj 2006:

Internacijonalna Solidarnost -
Jedinstvo u borbi - Otpor!

Der Block von ArbeiterInnenstandpunkt und REV OLUTION bei der 1.Mai-Demonstration 2005 in Wien



Gab es zu Beginn noch Illusionen man-
cher Iren, obwohl festgelegt war, dass
beide Landesteile (der unabhängige
Süden, sowie der bis heute besetzte
Norden) für die Einheit v otieren müss-
ten, obwohl es im Norden eine prote-
stantische Mehrheit gab. Die protestan-
tisch-englische Elite des Nordens (6 der 8
Grafschaften der Provinz Ulster) w ollte
aber keine Einheit, hätte dies doch ihre
führende Position in W irtschaft und
Politik untergraben. 1949 wurden aber
schließlich alle Illusionen je zerschmet-
tert: Das englische Parlament beschloss,
dass es selbst bestimmen müsse, ob
Nordirland jemals unabhängig w erden
kann oder nicht. Von nun an war es also
auch rechtlich (wieder) klar: Über die
nationale Einigkeit Irland hatte
Westminster zu bestimmen, nicht die
Parlamente in Belfast und Dublin!

Konnte es für die irische Sache
noch schlimmer kommen?

1998 konnte es das: Im Zuge des
Karfreitagsabkommens wurde ein nord -
irische Parlament etabliert. Das Ziel war,
eine Zusammenarbeit zwischen dem iri -
schen Nationalismus und den reaktionä -
ren Unionisten zu erzwingen. Und w as
taten Óglaigh na hÉireann (IRA) und
Sinn Féin (SF) für ein paar pseudo-demo-
kratische Zugeständnisse? Sie verscho-
ben ihr Ziel der nationalen Einheit auf
den Sankt Nimmerleinstag und stimm -
ten zu, dass das religiös-fundamentalisti-
sche Gesindel der reaktionären, unioni-
stischen und faschistischen Paramilitärs
von nun an ein Veto in der Frage der
nationalen Einheit hatten! Schritt für
Schritt stimmten IRA und SF also zu,
dass der Waffenstillstand zur völligen
Abrüstung der republikanischen Kräfte
wurde.
Auf der anderen Seite hingegen tragen
die unionistischen und faschistisch-roy a-
listischen Paramilitärs w eiterhin ihre
Waffen. Erst letzten Sommer veröffent-
lichte SF eine Broschüre, in der sie die
Überfälle von Seiten unionistischer

Paramilitärs in den Monaten Juni-
August detailliert aufzählte (vgl. Sinn
Féin, Unionist Paramilitary Attacks.
June-August 2005, Belfast 2005. Bei
Interesse schicken wir Ihnen die
Broschüre gerne als pdf per E-Mail!). Das
Ergebnis: 22 Attacken im Juni, gar 50 im
Juli und schließlich 31 von 1.-16.August!
Das heißt 103 Übergriffe auf die nun-
mehr völlig hilflose katholische
Bevölkerung im besetzten Nordirland in
weniger als drei Monaten! Und neuer-
dings hat sich die IRA auch zum Hobby
gemacht, sich für die Opfer des Krieges
von 1969-1993 zu entschuldigen (vgl.
IRA apology in: An
Phoblacht/Republican News – Sinn Féin
Weekly, 14.April 2006.).

Der Faschist Ian Paisley

Aber selbst das alles hat die Unionisten
nicht befriedigt. Schritt für Schritt errang
der unbarmherzigste und reaktionärste
Flügel des Loyalismus geführt v om pro-
t e s t a n t i s c h e n
Fundamentalisten Ian
Paisley, der Anfang der
1970er seine eigene
Kirche etablierte, die
Freie Presbyterianische
Kirche, und faschistische
Paramilitärs aufstellte, an
Macht. Seine Partei, die
D e m o k r a t i s c h -
Unionistische Partei
(DUP) gewann mehr und
mehr Einfluss innerhalb
der protestantischen
Bevölkerung. Sie antwor-
teten jedem republikani -
schen Zugeständnis mit
Verachtung und sind
selbstbewusst, ihre
Vorherrschaft über die
n a t i o n a l i s t i s c h e
Minderheit w eiterhin
behaupten zu können.
Doch seit der
Volkszählung 2001 ist
klar: Die protestantisch-

britische Mehrheit wurde zu einer
Minderheit in ihrem „eigenen“ Land.
Aber Westminster hat ja 1949 eh schon
für alle Fälle vorgesorgt…
Zw angsläufig wurde auch das
Parlament zu einem schauderhaften
Boden und ist nun seit Oktober 2001
„suspendiert“, wurde also seither nicht
mehr einberufen. Und wie bereits berich -
tet, gehen die loyalistischen Attacken
gegen die Nationalisten unbeirrt w eiter.
Die nationale Frage wurde also noch
immer nicht gelöst, ganz im Gegenteil,
die Teilung v erschärfte sie immer mehr,
die Spaltung in Katholiken und
Protestanten wurde tiefer. Kommunale
Politik beherrscht auf beiden Seiten wei-
terhin die Klassenfrage. Ganz im Sinne
des britischen Imperialismus. Diese
Spaltung „ ist das Geheimnis der
Machterhaltung der Kapitalistenklasse.
Letztre ist sich dessen völlig bewusst“, wie
bereits Karl Marx in seinen Schriften fest-
stellte (siehe Karl Marx, Brief von Marx
an Sigfried Meyer und August Vogt,
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90 Jahre nach dem Osteraufstand, 25 Jahre nach den Hungerstreiks:

Nationale Frage weiterhin ungelöst!
von Dieter Reinisch, dieter.reinisch@arbeiterInnenstandpunkt.net

“Britische Truppen raus. Halte Irland sauber.”

82 Jahre nach dem DublinerOsteraufstand, 1998, unterzeichneten die nationalistischen, sowie die republikanischen
Parteien auf der einen Seite und die unionistischen Gruppierungen auf deranderen, gemeinsam mit den
Regierungen von Irland und Britannien das Karfreitagsabkommen (Good Friday Agreement). Es sollte eine politi-
sche Übereinkunft über die ungelöste nationale Frage Irlands darstellen. Diese Frage existierte seit derTeilung
Irlands Anfang der 1920er, anfangs nur als provisorische „Lösung“ vom britischen Imperialismus aufgestellt,
wurde es mit den Jahren immer deutlicher: Ein vereinigtes Irland kann friedlich nie errungen werden.



9.April 1870; in: MEW, Bd.32, S.667-670).
Die nationale Frage in Irland ist nicht,
wie oft angenommen, eine religiöse
Frage zwischen Protestanten und
Katholiken, sondern eine Klassenfrage.
Beide Bevölkerungsgruppen leiden
unter der Besatzung. Katholiken w erden
bei Suche nach Arbeitsplätzen benachtei-
ligt, die Militärpräsenz wird auf Kosten
der arbeitenden Bevölkerung in
Britannien, Nordirland und Irland finan -
ziert. Deshalb muss der Kampf gegen die
Besatzung auch von der
ArbeiterInnenklasse aller drei Länder
geführt w erden. So lange ein Staat einen
anderen unterdrückt, kann auch die
ArbeiterInnenklasse des beherrschen-
den, imperialistischen Landes nicht in
Freiheit leben. Somit ist die vollständige
Unabhängigkeit der irischen Insel unbe -
dingte Voraussetzung für die Befreiung
der britischen ArbeiterInnenklasse, und
selbstverständlich auch für das irische
Proletariat, ob protestantisch oder katho-
lisch.

Die Rolle der
ArbeiterInnenklasse

Auch 90 Jahre nach dem heroischen
Aufstand der irischen Nationalisten,
angeführt v on der Irish Citizen Army ,
der vom revolutionären Sozialisten
James Connolly aufgestellten
Gewerkschaftsmiliz, muss die
ArbeiterInnenklasse, wie bereits vor fast
100 Jahren von Connolly und Lenin
gefordert, den Kampf führen. Aus den
Fehlern von 1916 muss gelernt werden:
Der wichtigste und für die Niederlage
entscheidendste ist das Ausbleiben eines
Generalstreiks, sogar das völlige
Ausbleiben des ökonomischen Kampfes

der irischen Bevölkerung, das Fehlen
von Hierarchie und demokratischem
Zentralismus in den Strukturen, keine
starke zentralistische Leitung des
Aufstandes, mangelnde Planung des
Aufstandes, außerdem war die
Bewegung gespalten in Befürworter
einer Unterstützung Irlands durch den
deutschen Imperialismus und deren
Gegner um die Sozialisten Connolly und
Jim Larkin.
Auch w enn der nationale
Befreiungskampf in Irland sich heute
(noch) nicht wie 1916 im Stadium des
Aufstandes befindet, so gelten die strate-
gischen Linie des revolutionären W eges
– im Unterschied zum kleinbürgerlichen
Nationalismus – in jeder Situation des
Klassenkampfes. Diese Linie läßt sich
mit folgenden Begriffen zusammenfas-
sen: Orientierung auf die
ArbeiterInnenklasse und ihre
Massenkämpfe statt bewaffneter
Stellvertreteraktionen einer kleinen, im
Untergrund agierenden Minderheit;
bewaffnete Aktionen gegen die Besatzer
als untergeordnete Unterstützung des
Massenkampfes und im Einklang mit
diesem; ständiger Versuch eine Brücke
zum gemeinsamen Kampf mit den pro -
testantischen und britischen
ArbeiterInnen zu schlagen, ohne jedoch
den Kampf v on deren Unterstützung
abhängig zu machen; Klassenkampf
nicht nur gegen die britischen und prote -
stantische Bourgeoisie, sondern auch die
irische; Kampf für die sozialistische
Revolution statt illusionäre friedliche
Reformen im Rahmen des Kapitalismus.
Die Belfaster Postangestellten zeigten
den Weg dafür: Sie organisierten wilde
Streiks und die Streikenden marschier-
ten in der Tradition der

Bürgerrechtsbewegung der 1960er,
NICRA, durch protestantische und
katholische Viertel, die protestantische
Shankill Road und die katholische Falls
Road. Diesmal blieb es ruhig, denn als
die pazifistische Bürgerrechtsbewegung
bei ihrem Marsch in Derry 1969 von der
britischen Armee niedergeknüppelt
wurde, w ar dies der Beginn des Krieges.
Der Weg zur Freiheit kann also nur
erfolgreich sein, wenn er vom katho-
lisch-nationalistischen Proletariat in
Verbindung mit den unterdrückten
Schichten der Protestanten geführt wird.
Dieser Weg muß an die Tradition der
revolutionären, antiimperialistischen
und sozialistischen Kämpfe gegen den
britischen Imperialismus anknüpfen –
die ersten bäuerlichen
Widerstandsbewegungen im Mittelalter ,
der Kampf v on Marx und Engels für die
irische Sache in der I. Internationale, bis
hin zum Aufbau eine revolutionär -sozia-
listischen ArbeiterInnenpartei und der
Gewerkschaftsmiliz Irish Citizen Army
von James Connolly und dem militanten
Republikanismus des 20. und 21.
Jahrhundert.
Für ein nationales Irland in einem sozia-
listischen Europa: Denn Irland hat „ nicht
nur das Recht, sondern die Pflicht (…) natio-
nal zu sein, ehe [es] international [ist]. [Es]
ist am besten international, wenn [es] recht
national“ ist. (Friedrich Engels: Brief an
Karl Kautsky , 7. Februar 1882; in: MEW,
Bd.35, S.316.).
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90 Jahre nach Dubliner Osteraufstand:

80% für geeintes und unabhängiges Irland
von Dieter Reinisch, dieter.reinisch@arbeiterInnenstandpunkt.net

Nach einer am 2. April 2006 von der
Sunday Business Post veröffentlichten
Umfrage (www .sinnfeinnews/news/
detail/13719) will eine überwältigende
Mehrheit v on 80% der Iren weiterhin ein
vereinigtes Irland. Zusätzlich muss be-
achtet werden, dass die Umfrage im süd-
lichen Teil, d.h. im unabhängigen, statt-
gefunden hat. Unter den KatholikInnen
in den sechs besetzten Grafschaften ist
der Anteil noch höher .
Dass der Anteil auch fast 90 Jahre nach
der Unabhängigkeit v on Britannien noch
immer derart hoch ist, ist dahingehend
überraschend, dass vor allem die Regie-
rung in Dublin immer wieder v ersucht
zu betonen, wie gut es Irland seit dem of-
fiziellen Ende des Krieges Mitte der
1990er gehe. Das Gegenteil ist der Fall:
Der Wirtschaftsaufschwung kam nur
einer kleinen Elite wirklich zu gute.
Zw ar konnte der Celtic Tiger die Arbeits-
losigkeit v erringern und zählt zu den am
schnellsten wachsenden Regionen der
EU. Doch mit dem Wirtschaftswachstum
ging die soziale Ungleichheit einher. Der
Streik der Fährenangestellten, der Kam-
pf der Dubliner P ostarbeiterInnen oder
die drohende Priv atisierung der Flugli-
nie Áer Lingus sind nur die offensicht -
lichsten Beispiele dafür.
Auch der offizielle Frieden konnte die
soziale Ungerechtigkeit in Irland nicht
lindern. Auf beiden Seiten, sowohl iri -
scher als auch britischer, verschlingt die
Teilung Unsummen. Ob Polizeiw esen,
Spitzelwesen oder Militärbesatzung, das
Ziel ist in Dublin und London das Glei-
che: Verfolgung und V ernichtung aller
republikanischen Elemente, die mit der
Kapitulation v on Sinn Féin und IRA vor
dem britischen Imperialismus nicht ein -
verstanden sind, allen voran Absplitte-
rungen der IRA oder die IRSP/INLA, so-
wie die nordirische protestantisch-kath-
olische Bürgerrechtsbewegung.
55% der Befragten betonen weiter, dass
sie ein geeintes Irland möchten, aber
"andere Dinge eine höhere Priorität" der
Regierung haben sollten. Hingegen mei-
nen 22% das die "Erreichung eines geein-
ten Irland die höchste Priorität für die
Regierung haben sollte", noch vor
Dingen wie Gesundheit oder Bildung.
Diese 22% springen also besonders ins
Auge, zeigen sie doch den tiefen nationa-
listischen Wunsch eines großen Teiles
selbst der Bevölkerung des Südens, end-
lich in Freiheit zu leben.

Im Gegensatz zu vielen Stimmen, vor
allem in Britannien zeigt die Umfrage
auch, dass der Wunsch nach Einheit und
Unabhängigkeit alles andere als der
Wunsch älterer, traditioneller oder kon -
servativ-republikanischer Generationen
und Gruppen ist. So sind die Werte der
gesamten Bevölkerung mit der Gruppe
der 18-34jährigen ident.
Seit der Volkszählung 2001 wurde zu-
sätzlich augenscheinlich, dass die prote-
stantische Mehrheit in Nordirland nicht
mehr existiert. Auch dies ist ein w eiterer
Beweis, dass der "friedliche Weg" der
IRA nicht den realen Kräfteverhältnissen
entspricht. Der Bankrott wird aber im-
mer deutlicher , erst zuletzt in ihrem
Osteraufruf (IRA easter message: Veröf-
fentlicht am 13. April in An Phobla-
cht/Republican News-Sinn Féin Weekly
und Sinn Féin Latest News), als sie alle
"ehemaligen Republikaner die mit dem
friedlichen W eg nicht einverstanden
sind" auf das Schärfste verurteilte und
erklärte, dass diese, die noch immer

Kämpfen würden, nicht im Sinn der "iri -
schen Sache" dienen würden. So lange
ganz Irland aber nicht frei ist, kann es
keinen Frieden geben! Daher kann es
auch keinen friedlichen Weg geben.

Der Dubliner Osteraufstand

In der Umfrage findet auch der Dubliner
Osteraufstand 1916 Erwähnung. So mei-
nen vier von fünf Iren, er sei "ein positi -
ves Ereignis in der irischen Geschichte
gewesen". 71% meinen, dass Irland "den
Führern des Aufstandes 1916 vieles
schuldet". Trotzdem meinen mehr als die
Hälfte, dass eine Militärparade, wie sie
von der Regierung in Dublin statt fand
nicht angebracht wäre, um die Kämpfer -
Innen von 1916 gebührend zu würdigen.
Diesen Punkten können wir uns nur all
zu gut anschließen.
Tiocfaidh ár Lá!



Die geplante Einführung des Contrat
Premier Embauche (CPE - Gesetz über
Ersteinstellungen) verkörperte einen
schweren Angriff auf die beruflichen Zu-
kunftsaussichten der französischen Ju-
gend und auf die sozialen Rechte der ge-
samten ArbeiterInnenklasse. Im Kern
sah das CPE die Abschaffung des Kündi-
gungsschutzes für Jugendliche während
der ersten beiden Jahre des Beschäfti-
gungsverhältnisses vor. Durch diese Un-
tergrabung der Arbeitsplatzsicherheit
hätten die Löhne der jungen ArbeiterIn-
nen massiv gekürzt und diese dadurch auch
als LohndrückerInnen gegen ältere Ar -
beiterInnen ausgespielt werden können.
Nicht nur die konserv ative Regierung
von Staatspräsident Chirac bis Premier-
minister Dominique de V illepins, son-
dern die gesamte französische Bourge-
oisie warf ihr Gewicht in die W agschale,
um das CPE durchzupeitschen. Doch der
Widerstand dagegen fegte alle Attacken
der Regierung hinw eg.

Die Etappen des Kampfes

Dabei vollzog sich der Widerstand in
mehreren Schritten. Schon im Februar
begannen die SchülerInnen und Student-
Innen mit der Mobilisierung gegen das
CPE. Am 7. und 8. Februar marschierten
400.000 Menschen auf insgesamt 187 De-
monstrationen in ganz Frankreich. In za-
hlreichen weiteren Demonstrationen so-
wie einer Welle von Streiks und Besetz-
ungen bekundeten die Jugendlichen ihre
vehemente Ablehnung des Angriffs auf
die Arbeitsrechte.
Getragen von einer breiten Welle der
Unterstützung in der Bevölkerung orga -
nisierten sie am 7. März den nächsten
großen Aktionstag. Trotz Regen und Käl-
te gingen zahlreiche SchülerInnen, Stu-
dentInnen sowie ArbeiterInnen auf die
Straße. Insgesamt beteiligten sich mehr
als eine Million Menschen, in Paris allei-
ne waren es mehr als 200.000. Im ganzen
Land fanden rund 160 Demonstrationen
statt. Solidaritätsaktionen brachten den
Flug- und Zugv erkehr in 35 Städten zum
Erliegen. Mehrere Radiosender wurden
eingestellt. Verglichen mit den Aktions ta-

gen einen Monat zuvor hat sich Zahl der Teil-
nehmerInnen verdoppelt oder v erdreifacht.
Am Wochenende, dem 18./19. März wur-
den es noch mehr. Diesmal mobilisierten
auch die offiziellen Gew erkschaftsfüh-
rungen von FO, CFDT und CGT mit dem
Ergebnis, daß mehr als 1,5 Millionen auf
die Straße gingen.
Auch die Anzahl der bestreikten Uni-
versitäten und Schulen stieg weiter an
und schließlich wurden im späteren
März über 60 der 84 französischen Uni-
versitäten sowie 313 Gymnasien im gan-
zen Land bestreikt. Zusätzlich fanden
Streikaktionen im Transportsektor, im
öffentlichen Sektor sowie eine Reihe von
Konzernen statt. Darüber hinaus kam es
auch in diesen Wochen zu zahlreichen
Blockadeaktionen (Bahnhöfe, Autobah-
nen, Märkte usw.) und andere direkte
Aktionen. V iele dieser Massenproteste
waren von massiven Polizeieinsätzen be-
gleitet und die Jugendlichen w ehrten
sich in zahlreichen Straßenschlachten.
Am vierten nationalen Aktions- und
Streiktag, dem 28. März, nahmen
schließlich ca. drei Millionen Menschen
an 195 Demonstrationen teil. Allein in
Paris waren es mindestens 700.000!
Schließlich demonstrierten und streikten
am 4. April - dem 5. Aktionstag - noch -
einmal drei Millionen Menschen. W ie-

derum w aren es 700.000 Demonstrant-
Innen in Paris, 250.000 in Marseille,
120.000 in Bordeaux. Als sich ein weiterer
Aktionstag näherte und die Koordinati-
on der SchülerInnen und StudentInnen
zum unbefristeten Generalstreik aufrief,
gab die Regierung schließlich nach und
zog das CPE zurück.

Vor-revolutionäre Situation

Zieht man nun eine Gesamtbilanz der
Zeit vom Beginn der Aufstände der
Vorstadtjugendlichen im Nov ember 2005
bis zum Höhepunkt der Massenproteste
gegen das CPE im April so kommen wir
zu der Schlußfolgerung, daß Frankreich
in eine vor-revolutionäre Situation einge -
treten ist. (In diesem Sinne entwickeln
wir auch unsere Überlegungen, die wir
zu dieser Frage im Red Newsletter 206
im März anstellten, w eiter).
Wodurch zeichnet sich diese vor-revolu-
tionäre Situation aus? Zuerst einmal dur-
ch die objektive Krise der bürgerlichen
Herrschaft. Die sich weltweit verschär-
fenden Widersprüche des Kapitalismus
drücken sich auch in einem verschärften
Konkurrenzkampf der Konzerne, einer
Krise des politisches Spektrum der eta-
blierten Parteien (die sich u.a. im NEIN
gegen die EU-Verfassung trotz Aufruf
zum JA von fast allen Parlamentspartei-
en ausdrückte), zahlreichen Attacken auf
die Errungenschaften der ArbeiterInnen-
klasse, der Jugend und der ImmigrantIn-
nen sowie einer zunehmenden Untergra-
bung des gesellschaftlichen Zusammen-
halts. Kein Wunder, daß im Land Mas-
senarbeitslosigkeit grassiert, wobei der
Anteil der Beschäftigungslosen in der Al-
tersgruppe der unter 25-Jährigen bei fast
23 Prozent, in den Vorstädten fast bei 40
Prozent liegt.
Vor diesem Hintergrund bahnte sich in
den letzten Jahren eine Welle von Klas-
senkämpfen den Weg (so z.B. im Früh-
jahr 2003), die sich dann in den gewaltsa-
men Aufständen in den V orstädten im
Nov ember/Dezember 2005 entluden.
Auch w enn der Funke damals nicht auf
die anderen Sektoren der Jugend und
der ArbeiterInnenklasse übersprang, so
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Nach dem Sieg gegen das CPE:

Frankr eich - Lehren für die Revolution in Europa
von Michael Pröbsting, michael.proebsting@arbeiterInnenstandpunkt.net

Der Schlacht um das CPE in Frankreich ist geschlagen. Nach wochenlangen Massenprotesten, Str eiks und
Straßenschlachten haben die französischen Jugendlichen und ArbeiterInnen gewonnen. Angesichts eines drohenden
Umschlagens des Kampfes in eine revolutionäre Explosion trat die herrschende Klasse den Rückzug an und zog das
bereits beschlossene Gesetz CPE zurück. Wie kam es dazu und was können wirdarauf für die künftigen Kämpfe in
Europa lernen?



fand dann in den w ochenlangen Massen-
demonstrationen, Streiks, Besetzungen
und Straßenschlachten zwischen
Februar und April eine
Verallgemeinerung und Steigerung des
Kampfes statt.
Die Bewegung erschütterte die Herr-
schaft des Kapitals. Kein Wunder, daß
die Regierung Villepin das CPE vollstän-
dig zurückzog, denn dann hätte der
Kampf w ohl in einen unbefristeten Ge-
neralstreik und einer rev olutionären Si-
tuation wie im Mai 1968 gemündet. Mit
anderen Worten, die Machtfrage - wer
herrscht: die Bourgeoisie mit ihrem re-
pressiven Staatsapparat oder die rebel-
lierende ArbeiterInnenklasse und die Ju-
gend - wäre dann unmittelbar aufgew or-
fen worden.
Dazu kam es jedoch nicht und zwar nicht
nur deswegen, weil die Regierung im
letzten Moment das CPE zurückzog. Die
Machtfrage wäre schon viel früher
gestellt worden, hätte die Bürokratie in
den Gewerkschaften und den reformisti -
schen Parteien (SP und KP) nicht alles
unternommen, um eine solche Radikali-
sierung zu verhindern. Am Beginn der
Proteste erklärten sie den Widerstand
gegen das CPE überhaupt für zwecklos.
Als ihnen die SchülerInnen und Stu-
dentInnen zeigten, daß entschlossener
Widerstand möglich ist und auf die brei -
te Sympathie der Bevölkerung trifft,
sprangen sie auf den Zug auf und unter-
stützen die Proteste halbherzig. Doch
ihre Unterstützung blieb w eitgehend
platonisch und w ar von keinerlei ernst-
haften Anstrengungen gekennzeichnet,
den Streik konsequent in den Betrieben
durchzuführen und den unbefristeten
Generalstreik auszurufen. Dadurch wur -
de das Kapital weniger unter Druck gesetzt
und viele Möglichkeiten blieben ungenützt.
Denn in einer solchen Situation hätte die
ArbeiterInnenklasse und die Jugend viel
mehr erreichen können. Dann hätte die
Bourgeoisie nicht nur zur Rücknahme
des CPE, sondern auch von div ersen an-
deren neoliberalen Attacken gezwungen
oder überhaupt gleich gestürzt w erden
können. Der vor-revolutionäre Chara-
kter der Situation zeichnete sich dadurch
aus, daß der revolutionäre Sturz der Re-
gierung und die Errichtung nicht einer
"linken", reformistischen Regierung, son-
dern einer tatsächlichen Regierung der
ArbeiterInnen und Jugendlichen im

Bereich des Möglichen lag.

Lehren

Welche Schlußfol-
gerungen können aus

den bisherigen Er-
eignissen gezogen

werden? Erstens erweisen sich die in den
bürgerlichen Medien transportierten (und
leider auch von vielen Linken übernom -
menen) Vorurteile über die angebliche Pas-
sivität und das Desinteresse an Politik
seitens der Jugend und die ArbeiterIn-
nenklasse als ein Treppenwitz der Ge-
schichte. Erst kürzlich veröffentliche die
EU eine Studie, die mit zweifelhaften Statisti-
ken das angebliche Desinteresse der Jugend
an Politik nachzuw eisen versuchte.
Zw eitens zeigen die Proteste, daß der ge-
meinsame Kampf von Jugend und Arbei-
terInnenklasse kein frommer Wunsch
von uns MarxistInnen oder eine naiv e
Nostalgie an 1968 ist, sondern eine reale
Möglichkeit im heutigen Europa darstel-
lt - eine reale Möglichkeit, für die es sich
zu engagieren lohnt!
Drittens unterstreichen die Formen des
französischen Klassenkampfes die Rich-
tigkeit der rev olutionären Strategie. Un-
sere Drängen auf die Organisierung der
Basis von unten und den Aufbau v on
Aktionskomitees in den Schulen, Uni-
versitäten und Betrieben, unser Eintre-
ten für militante Formen des Kampfes
wie Demonstrationen, Streiks, Besetzun-
gen, Generalstreik - all das zeigt sich nun
eindrucksv oll als Verallgemeinerung
und Weiterentwicklung der spontanen
Tendenzen des Klassenkampfes und
nicht als akademische Schreibtischübung.
Viertens zeigt sich einmal mehr der reak-
tionäre Gehalt der reformistischen Phra-
sen über die Möglichkeit des friedlichen
Überwindung der bürgerlichen Staats-
macht. Der Staatsapparat ist ein Instru-
ment der herrschenden Klasse. Er wird
immer dann eingesetzt, wenn die herr-
schende Klasse auf massiven Widerstand
gegen ihre Angriffspläne stößt. Unser

Eintreten für organisierte Gegenw ehr
und Selbstverteidigung entspri-

cht also den Notwendigkeiten
des Kampfes.
Fünftens weisen die
Kämpfe auf die

Dringlichkeit der
Inter nationalisie-

rung des Klassenkampfes und der Schaf-
fung einer internationalen rev olutionä -
ren Kampfpartei hin. Das CPE ist keine
rein französische Erfindung, sondern
Teil einer europa- und w eltweiten Of-
fensive gegen soziale Errungenschaf-ten
und Arbeitsrechte. Um uns erfolgreich
und dauerhaft zur W ehr zur setzen,
brauchen wir eine internationale
Gegenoffensive. Um eine solche Gegen-
offensive zu organisieren und mit einem
klaren Plan auszustatten, bedarf es einer
revolutionären W eltpartei - der 5. Inter-
nationale. Deswegen sind für uns vom
ArbeiterInnenstandpunkt und der LFI
der Kampf gegen die einzelnen Angriffe
und der Kampf für den Aufbau einer re-
volutionären Partei zwei Seiten ein und
derselben Medaille.
Sechstens schließlich demonstrieren die
jüngsten Ereignisse in Frankreich, daß
die Frage der Revolution keine exotische
ist, die höchstens für Länder wie Boli-
vien oder Venezuela Relevanz besitzt.
Nein, heute können und müssen wir v on
der "Aktualität der Revolution" (Lukacs)
weltweit und auch in Europa sprechen.
Wer das nicht begreifen will (und dazu
zählt die Mehrheit der Linken), wird un-
fähig sein, bestehende Kämpfe voranzu-
treiben, ganz zu schweigen, jemals eine
Revolution durchführen zu können.
Die vorrevolutionäre Situation in Frank-
reich zwischen Nov ember 2005 und
April 2006 muß von allen marxistischen
Re-volutionärInnen, v on allen Kämpfer-
Innen für eine sozialistische Zukunft,
ernsthaft studiert w erden. Die französi-
schen Ereignisse dürfen nicht isoliert, als
ein hervorragendes, aber einmaliges Er-
eignis verstanden werden, sondern als
Vorspiel der europäischen Revolution.

Wer die möglichen Wege der Revoluti-
on in der kommenden Periode

verstehen möchte, findet in
den französischen Käm-

pfen der letzten Mo-
nate reichhaltig An-

schauungsmaterial.
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Wer die Antw ort finden möchte, darf
weder auf seine Intuition hören, noch auf
unbelegte und zu kurz gegriffenen
Behauptungen der nach Sensationen
haschenden Boulevardmedien. Für
MarxistInnen hängt die Beantw ortung
der Frage, ob Chinas Wirtschaft nach-
kapitalistisch ist, nicht dav on ab, ob die
herrschende Partei das Wörtchen
„Kommunismus“ in ihrem Namen trägt.
Wesentlich ist für uns vielmehr , ob der
Staat der Errichtung und Ausbreitung
kapitalistischer Produktionsv erhältnisse
dient oder nicht.
Chinas Betriebe wurden schon – anders
als in der Sowjetunion – seit der
Beseitigung des Kapitalismus Ende der
1940er Jahre von verschiedenen
Instanzen kontrolliert. Neben der staatli -
chen Industrie gab es sogenannte Dorf-
Stadt-Unternehmen (DSU), die von
Städten und lokalen Gebietskörper-
schaften kontrolliert wurden. Seit den
1980er Jahren gibt es im
Süden und Osten des
Landes Sonderwirtschafts-
zonen, in denen ausländi-
sche Firmen Joint Ventures
eingehen können. Bereits ab
Mitte der 1990er Jahre pro-
duzierte die staatliche In-
dustrie nur mehr 30% des
Gesamtaufkommens. Die
herrschenden Bürokratie
wandelte dabei bewußt die
wirtschaftlichen V erhält-
nisse von der Planwirt-
schaft in eine staatskapitali-
stische um. Ihr Ziel w ar die
Absicherung der Macht.
Die Reformer hatten dabei
sicherlich auch den Zu-
sammenbruch der Sowjet-
union im Hinterkopf.
Die staatliche Politik kon -
zentrierte sich nur mehr auf
die Integration der 1000
größten und effektivsten
Unternehmen, während der
Rest ihrem Schicksal über-
lassen wurde und meist von
den eigenen Direktoren zu
Schleuderpreisen gekauft
wurden. Der Kapitalismus

konnte in den 1990er Jahren ohne politi-
sche Umstürze durch die vorangegange-
nen Reformen und die Niederschlagung
der Opposition – das Massaker am Tien-
men-Platz im Juni 1989 – restauriert wer-
den. Bereits 2001 trat China der
Welthandelsorganisation (WTO) bei.
Heute sind 400 der 500 größten
Konzerne der Welt in China v ertreten.
Die Tatsache, daß China kapitalistisch
ist, kann eigentlich nicht ernsthaft ange-
zweifelt w erden. Dennoch gehen die
Meinungen w eit auseinander. Die
Diskussionen die darüber geführt w er-
den sind besonders entlarvend, und
müssen auf zwei Ebenen analysiert wer-
den, da sie wie so oft nicht auf objektiven
Argumenten basieren, sondern auf ideo-
logischen Überlegungen. KapitalistInnen
einerseits sehen in China gerne das
Musterland, das durch neoliberale
Politik zum konkurrenzfähigen
Wirtschaftsgiganten aufsteigt und somit

die sog. Erste Welt, also die imperialisti -
schen Staaten, in Zugzwang bringt.
Einige Linke dagegen halten China nach
wie vor für einen irgendwie anti-kapita -
listisch ausgerichteten Staat.

China als degenerierter
ArbeiterInnenstaat?

Die Argumente der pseudo-trotzkisti -
schen Gruppe „International Bolshevik
Tendency“ (IBT) sind beispielhaft für
jene Gruppen, die in China einen stalini -
stischen, bürokratisch degenerierten
ArbeiterInnenstaat sehen wollen. (im
Unterschied zu Trotzki v erwendet die
IBT den Begriff „deformierter Arbeiter -
Innenstaat“) Unter einem degenerierten
ArbeiterInnenstaat v erstand Trotzki ein
Land, in dem die W irtschaft wie zentral
geplant und nicht marktwirtschaftlich
geführt wird, in dem aber die politische
Herrschaft nicht v on der Arbeiter -
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Coca-Cola und Kommunismus... und das Regime lässt die Massen jubeln. Dafürhätte Mao nicht marschieren müssen.

Marx oder Mao oder Markt?

Ist  China kapi ta l is t isch?
von Stefan Gröbner, stefan.groebner@arbeiterInnenstandpunkt.net 

Zwei wesentliche Fragen über die W irtschaft Chinas werden uns in diesem Artikel beschäftigen. Erstens, ob
das Land mit autoritärer Regierung kapitalistisch ist oder eine geplante W irtschaftsbasis besitzt. Und zwei -
tes, ob China dessen Wirtschaftswachstum einzigartig in der heutigen W elt ist gar schon zum Kreis der
imperialistischen Mächte gezählt werden kann.



Innenklasse selbst, sondern von einer
bürokratischen Kaste ausgeübt wird. Der
wesentliche Gegensatz zu einem wirkli-
chen, sozialistischen ArbeiterInnenstaat
besteht darin, daß in den stalinistischen
Ländern nicht die ArbeiterInnenklasse
die Macht besitzt. Für die IBT ist das
heutige China ein deformierter
ArbeiterInnenstaat: „ Der Kapitalismus hat
in China gefährliche Eingriffe vorgenommen,
aber er wird noch innerhalb einer
sozialen/politischen Ordnung gehalten, die
im Widerspruch zum freien Markt steht.“ 1

Weiter: „ In China werden Investitionen
durch den Staatsapparat kontrolliert und das
entscheidende Kriterium ist nicht
Gewinnmaximierung sondern das Erhalten
der Stellung und die Kontrolle durch die
regierende Bürokratie“.
Das Hauptargument aber ist, daß „die
riesigen staatseigenen Unternehmen des
Nordostens, die direkt von KPCh gemanaged
werden, [der] Kern der kollektivierten
Wirtschaft [sind]“. Die KP versuche „die
staatseigenen Unternehmen zu ‘rationalisie-
ren’, indem sie die weniger produktiven den
Bach hinuntergehen ließ, während sie andere
dazu ermutigte, durch Fusionen, die
Herausgabe von Aktien und dem Ausverkauf
nicht profitabler Teile ihrer Unternehmen
kapitalistische Unternehmen imitieren“.
Die Frage ist aber nicht, wer wen imi-
tiert, sondern ob der Staat dem kapitali -
stischen Wertgesetz dient. Bloß, weil
Betriebe verstaatlicht sind, sind sie noch
lange nicht sozialistisch. Ist die Frage der
ökonomischen Basis geklärt, beantwortet
sich die Frage nach der Form der
Stellung und Kontrolle der Bürokratie
von selbst.
Tatsache ist, daß in China privat-kapitali -
stische Unternehmen unter massiver
Förderung durch die pro-kapitalistische
Bürokratie aus dem Boden schießen. Gab
es 1990 noch „nur“ 90.000 private
Unternehmen, waren es zehn Jahre spä-
ter bereits 1.76 Millionen! Die
„Kommunistische“ P artei selber ist
Ausdruck der Interessen wichtiger T eile
der neuen Kapitalistenklasse. Bereits
19.8% - also ein Fünftel! – aller
Parteimitglieder gehören in die offizielle
Kategorie der “Geschäftsleute”. Es zeugt
also von völliger W eltfremdheit diese
„Kommunistische“ P artei als
Verteidigerin nicht-kapitalistischer oder
gar sozialistischer Eigentumsverhältnis-
se zu sehen.

China als Sozialimperialist

Wohl keine Gruppe legt so viel
Herzschmerz in die Frage nach der
Wirtschaftsform Chinas als MaoistInnen.
Wir lesen bei der „Marxistisch-
Leninistischen Partei Deutschlands“:
„Nach dem Tod Mao Tsetungs 1976 riss eine

bürokratische Monopolbourgeoisie in der VR
China mittels eines konterrevolutionären
Staatsstreichs die Macht an sich“2. Ein klas-
sisches Beispiel für ein Denken in
Kategorien des schematischen Ver-
schwörungen statt dialektisch-materiali -
stischen Verständnis. Im Gegensatz zu
den TrotzkistInnen, die niemals der
Bürokratie in Rußland oder China v er-
trauten und immer in kritischer
Opposition zu ihr standen, aber gleich -
zeitig die erreichten Errungenschaften
der ArbeiterInnenklasse verteidigten,
waren Mao Tsetung und seine
FunktionärInnen T eil der herrschenden
Kaste. Als sie von ihren eigenen
MitstreiterInnen v om Podium gestoßen
wurden, galt diesen ihr ganzer Haß.
Genauso wie für die StalinistInnen nach
dem Tod Stalins, riss eine „bürokratische
Monopolbourgeoisie“, die scheinbar aus
dem Nichts erschien, mittels eines einzi-
gen „Staatsstreichs“ die gesamte Macht
für immer an sich. W ie unglaublich
anfällig w ar doch die Volksrepublik! Für
MaoistInnen ist China ab diesem
Zeitpunkt kapitalistisch – mehr sogar:
sozialimperialistisch.

China als Imperialist

Das Thema China ist auch bei
KapitalistInnen populär gew orden. Das
hohe Wirtschaftsw achstum und der
immer größer w erdende Einfluß Chinas
läßt die ganze Welt aufhorchen. Und die
Welt horcht auf ! Kein Wirtschaftsblatt,
keine Wirtschaftssendung, keine Markt-
analyse ohne China zu erwähnen – und
zu loben.
Aber sowohl Wirtschaftswachstum als
auch Einfluß lassen sich hinterfragen.
China spricht v on bis zu 10% Wachstum,
aber selbst die offiziellen Quellen der
chinesischen Wirtschaftsprüfer sprechen
von maßlosen Übertreibungen. Die ver-
schiedensten Veröffentlichungen zu
Überproduktionen, zur Nichtauslastung
von Werken oder auch die Angestellten-
statistiken sprechen eine andere Sprache.
Statistiken wie die PPP-Berechnung zum
BIP sehen China bereits an dritter Stelle –
hinter den USA und der gesamten EU
und bereits vor Japan. Solche Statistiken
haben ihren Nutzen im V ergleich der
Kaufkraft, dienen aber nicht dem
Vergleich von Staaten.
Tatsächlich wächst die Wirtschaft Chinas
schnell und die „Montagehalle der W elt“
wird zur regionalen und w eltwirtschaft -
lich relevanten Macht. Aber China ist
weit davon entfernt Imperialist zu sein.
Weder verfügt es über ein starkes
Finanzkapital, noch über starke multina -
tionale Konzerne (siehe z.B. die Liste der
Forbes 500, wo China fast überhaupt
nicht vertreten ist). Vielmehr sind kapi -

talstarke ausländische Konzerne in
China tätig, die offiziellen Beschränkun-
gen werden dabei längst geschickt und
mit W issen und Tolerierung der lokalen
Gouvernements umgangen. China ist
somit vielmehr eine kapitalistische
Halbkolonie.
Was veranlaßt also bürgerliche
Wirtschaftsexperten dazu, China als
Imperialisten zu betrachten? Haben sie
ein falsches Bild von China? Nein, viel-
mehr sehen wir hier die kapitalistische
Propaganda, die das Land der Mitte als
Zukunftsmodell darstellen möchte.
China, das soll das Schreckgespenst
jedes Arbeiters und jeder Arbeiterin w er-
den. Wieder einmal wird dafür die
Realität auf den Kopf gestellt. Ziel der
KapitalistInnen ist und w ar es, den Profit
zu maximieren. Dafür müssen Löhne
gesenkt und Arbeitsbedingungen v er-
schlechtert werden. Die Propaganda
muß dies natürlich umkehren: Damit die
Wirtschaft läuft, müssen die
ArbeiterInnen und Angestellte Zuge-
ständnisse machen. Österreichische
Konzerne machen heuer Rekordgewinne
und manche Manager verdienen in kür -
zester Zeit mehr als ArbeiterInnen in
ihrem Leben. Da passt die Gefahr eines
chinesischen Konkurrenten gut ins Bild.
Aber auch eine zweite Funktion muß
China übernehmen. Wie Trotzki v ortreff -
lich in seinen Analysen über den
Kapitalismus des 20. Jahrhundert
geschrieben hat, ist der Kapitalismus
weltw eit reif für die kommunistische
Revolution. Die kapitalistische W irt-
schaft ist nicht mehr in der Lage, die
Produktionsmittel ausreichend zu nüt -
zen auch wenn es noch ein geringes
Wachstum gibt. Dem müssen die Pro-
pheten des Kapitals ein Gegenbeispiel
gegenüberstellen, das uns scheinbar
zeigt, wie Kapitalismus im 21. Jahrhun-
dert noch fortschrittlich ist und W achs-
tumspotential besitzt. Tatsächlich jedoch
verschärfen sich auch in China die
Klassengegensätze und das Land geht
mit einer rev olutionären Umwälzung
schwanger!

1 Alle folgenden Zitate der Gruppe Spartakus in:

International Bolshevik Tendency, Kapitalismus in

einem deformierten Arbeiterstaat. China: In

Richtung Abgrund, Übersetzung aus 1917, Nr.26,

2004, www.bolshevik.org/deutsch/22/China.html

2 Die Neuorganisation der internationalen

Produktion, in: Revolutionärer Weg. Theoretisches

Organ der MLPD, 29/2003, S.193. 
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ArbeiterInnenstandpunkt enternasyonalist
ve devrimci-komünist bir kurulustur.
Dünyanin dört bir yanindaki yoldaslarimizla
birlikte isçilerin ve sömürülen insanlarin
çikarlari için mücadele ediyoruz. Amacimiz
sömürünün ve baskinin ortadan kalkmis
oldugu sinifsiz bir toplum yaratmak.  
Böyle bir toplumu yalnizca enternasyonalist
bir çerçevede kurabiliriz. Bunun için sosyalist
bir isçi devrimi sart. Ayni zamanda isçi sinifi-
nin konseyler vasitasiyla hüküm sürdügü
devletler kurulmali. Bu devletlerde hükümet-
ler ve diger bütün kurumlar taban tarafindan
seçilmeli ve her an oylama ile azletilebilmeli
Biz bu yüzden dünyada ve avusturyada ger-
çeklesmesi gereken sosyalist bir Devrime
inaniyoruz ve onun için mücadele ediyoruz. 
Ve bu yüzden bizim "var olan sosyalist" rejim-
lerle hiç bir ortak yanimiz veya baglantimiz
yok. Bu devletlerde halk bir bürokrasi tara-
findan ezildi ve sömürüldü. Sosyalizm ve
Komünizm ile uzaktan yakindan alakasi yok-
tur böyle rejimlerin.  
Biz isçilerin çikarlari dogrultusunda olan her
mücadeleyi, her kavgayi ve her talebi deste-
kliyoruz. Mevcut yasam kosullarini degistir-

mek ve düzeltebilmek için yürütülen her kav-
gayi, ne kadar küçük olursa olsun, deste-
kliyoruz. 
Daha yüksek ücretler için, isten çikarilmala-
ra karsi, demokratik haklar için veya savas
karsiti mücadeleler sergilemekten aciz olan
örgütlerin devrim yapmalarida olanaksizdir.
Biz çalistigimiz sendikalarda sinif mücadele-
si, sosyalizm ve isçi-demokrasisi icin müca-
dele ediyoruz. Ama sendikalar bürokrasi
tarafindan yönetiliyor. Bu bürokrasi, kendi
çikarlari için üyelerinin taleplerini ve çikarla-
rini hiç'e sayan, kapitalistlere karsi tutarli bir
sinifsal mücadele yürütecegi yerde sendika-
lari sosyal-demokrasiye ve devlete baglayan
ve onlara muhtaç eden bir siniftir. 
Biz milli baskilara karsi olan her kavgayi,
ona karsi gösterilen her direnisi destekliyo-
ruz. Bu direnislerin baslarinda devrimci lider-
ler olmasa bile. 
Biz SPÖ`nün, KPÖ'nün veya sendikalari
yönetenlerin aksine kavgamizi sadece iyile-
stirmelerle veya reformlarla sinirlandirmak
istemiyoruz. Nedenmi? çünkü bizim amaci-
miz mevcut olan kapitalist sistemi reformlar-
la düzeltmek degil, bilakis mevcut sistemi

yikmak. Kim ken-
dini kapitalizmi
yenilendirme ve
onu düzeltme
hayallerine kaptirirsa, o ister istemez bu
sistemin bir kölesi durumuna gelecektir. 
Issizlik, Savas, Açlik, Sömürü ve Zulüm - bun-
lar sadece kapitalizmin "kötü" veya "sosyal
olmayan" yanlari degildir kesinlikle. Bu
unsurlarin olmadigi bir  kapitalizm hayal bile
edilemez, çünkü kapitalizmi besleyen kan-
dir, savastir, açliktir, sömürüdür, zulümdür…
Yani kapitalizmin olmazsa olmazlaridir bu
saydiklarimiz. Bu demek oluyorki eger orta-
da bir sorun varsa, ki oldugunu hepimiz
görüyoruz, oda kapitalizmin ta kendisidir. Bu
durumda bizim yapmamiz gereken bu sömü-
rü düzenini ortadan kaldirmak. Biz bu yüz-
den kapitalizmi yikma yolunda atilan her
adimin destekçisiyiz ve bunun için yapilan
her kavganin içerisindeyiz. Amacimiz, "gün-
lük kavgalari" sozyalizm ugruna yapilan kav-
galar ile birlestirmek ve isçi sinifinin özgürlü-
güne giden bir köprü kurmak.

Bu dogrultuda 5. Enternasyonalin bir

bölümü olan yeni bir devrimci Isçi-Partisi

kurmak istiyoruz!

Biz kimiz? Amacimiz ne? Ne için mücadele ediyoruz?!
A r b e i t e r I n n e n s t a n d p u n k t

5 .  E n t e r n a s y o n a l  L i g a s i ' n i n  a v u s t u ry a  b ö l ü m ü
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EUROPÄISCHER IMPERIALISMUS
- Nach dem Nein in Frankreich: Soziales
oder sozialistischesEuropa?

- “Amerikanisierung” oder Niedergang.
Widersprüche des EU-Projekts

- Globalisierung:
Jüngstes Stadium des Imperialismus

- Prinzipien rev olutionärer Jugendorganisation
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Termine
Kr iegsverbrecher  Bush kommt um denKr iegsverbrecher  Bush kommt um den
21.  Juni  nach W21.  Juni  nach W ien!  Wien!  W ir  wehren uns!i r  wehren uns!

Schulstreik & Großdemo gegen Bush am Tag X
9.00h, Westbahnhof, Innere Mariahilferstraße

Organisieren wir Massenproteste gegen
US-Präsident George W . Bush!

Akt iv  werden gegen Kr ieg und Imper ia l ismus!Akt iv  werden gegen Kr ieg und Imper ia l ismus!
Jeden Freitag um 19.00 Treffen des ASt und jeden Di., Mi. & Do.
jeweils 18.00 Treffen der Jugendorganisation REVOLUTION im

Amerlinghaus. 
Laufend aktuelle Informationen zu Imperialismus und den

Planungen der Protesten gegen Bush unter
www.arbeiterInnenst andpunkt.net und www .revolution-austria.at.


